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Was Sie iiber die Vorsorgevollmacht und das
Betreuungsrecht wissen sollten. Grundzlige der
gesetzlichen Regelungen und Mdéglichkeiten der
Vorsorge fur den Betreuungsfall.

Soweit in dieser Broschure lediglich die mannliche Form verwendet wird, geschieht
dies lediglich aus Grtinden der leichteren Lesbarkeit des Textes. In jedem Fall soll auch
die weibliche Form mit umfasst sein.



Vorwort

Auch wenn wir es gerne verdrangen, im Grunde wissen wir: Jeder von uns kann durch
Unfall, Krankheit oder Alter in die Lage kommen, dass er wichtige Angelegenheiten sei-
nes Lebens nicht mehr selbstverantwortlich regeln kann. Was aber wird, wenn ich auf
die Hilfe anderer angewiesen bin?

Wer erledigt meine Bankgeschafte?

Wer kiimmert sich um meine Behérden- und Versicherungsangelegenheiten?
Wer organisiert fir mich nétige ambulante Hilfen?

Wer sucht fur mich gegebenenfalls einen Platz in einem Senioren- oder
Pflegeheim und kiindigt meine Wohnung?

Wer entscheidet bei Operationen und medizinischen MaBnahmen?

Eine gute Moglichkeit sicherzustellen, dass im Krankheitsfall Entscheidungen getroffen
werden, die lhren Willen und Ihre Personlichkeit berticksichtigen, ist die Beauftragung
einer oder mehrerer Personen im Rahmen einer so genannten Vorsorgevollmacht. Mit
einer solchen Vollmacht erhélt Ihre Vertrauensperson die Berechtigung, in bestimmten
Aufgabenbereichen fir Sie rechtliche Erkldrungen abzugeben. |hr wirklicher Wille kann
umgesetzt werden.

Soweit eine Vorsorgevollmacht nicht errichtet ist, bedarf es der Bestellung eines Be-
treuers als gesetzlicher Vertreter. Dieser wird vom Betreuungsgericht flir genau festge-
legte Bereiche ernannt, um die rechtlichen Angelegenheiten der erkrankten Menschen
wahrzunehmen.

Die Broschure informiert ausfuhrlich tber die Méglichkeiten, durch die Bevollméach-
tigung einer Vertrauensperson Vorsorge zu treffen. Ein Muster fir eine Vorsorgevoll-
macht ist beigefligt. Zudem finden Sie Hinweise zu den Grundzigen des Betreuungs-
rechts.

Lowees

Thomas Kutschaty
Justizminister des Landes
Nordrhein-Westfalen
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Vorsorge fiir den Betreuungsfall

FRAGEN, DIE SICH JEDER STELLEN SOLLTE

1. Wofiir sollte ich iiberhaupt Vorsor-
ge treffen?

Was kann denn schon passieren?
Jeder von uns kann durch Unfall, Krank-
heit oder Alter in die Lage kommen, dass
er wichtige Angelegenheiten seines Le-
bens nicht mehr selbstverantwortlich re-
geln kann.

Sie sollten sich fur diesen Fall einmal ge-
danklich mit folgenden Fragen befassen:

Was wird, wenn ich auf die Hilfe ande-

rer angewiesen bin?

Wer handelt und entscheidet fir mich?

Wird dann mein Wille auch beachtet

werden?

Oder noch konkreter gefragt:

Wer erledigt meine Bankgeschafte?

Wer kiimmert sich um meine Behorden-

und Versicherungsangelegenheiten?

Wer organisiert fir mich nétige ambu-

lante Hilfen?

Wer sucht far mich einen Platz in ei-

nem Senioren- oder Pflegeheim?

Wer kundigt meine Wohnung oder

meinen Telefonanschluss?

Wie werde ich arztlich versorgt?

Wer entscheidet bei Operationen und

medizinischen MaBnahmen?
Und Uberhaupt

Wer kiimmert sich um meine personli-

chen Winsche und Bediirfnisse?

Dies sind nur einige von vielen Gesichts-
punkten, die Sie beschaftigen sollten.

2. Aber ich habe doch Angehdorige!
Mein Ehepartner oder meine
Kinder werden sich doch darum
kiimmern!

Naturlich werden lhre Angehdrigen lhnen

hoffentlich beistehen, wenn Sie selbst we-

gen Unfalls, Krankheit, Behinderung oder
einem Nachlassen der geistigen Kréafte

im Alter Ihre Angelegenheiten nicht mehr

selbst regeln kdnnen. Wenn aber rechts-

verbindliche Erkldrungen oder Entschei-
dungen gefordert sind, dirfen Ehegatte
oder Kinder Sie nicht ohne Vollmacht ver-
treten. Inunserem Recht haben nur Eltern
gegeniber ihren minderjahrigen Kindern
ein umfassendes Sorgerecht und damit
die Befugnis zur Entscheidung und Ver-
tretung in allen Angelegenheiten. Fir ei-
nen Volljéhrigen kdnnen hingegen die An-
gehorigen nur in zwei Fallen entschei-
den oder Erkldrungen abgeben: Entwe-
der aufgrund einer rechtsgeschaftlichen

Vollmacht oder wenn Sie gerichtlich be-

stellter Betreuer sind. Naheres zum Be-

griff der Vollmacht und der durch sie ent-
stehenden Rechtsbeziehungen finden Sie
ab Seite 15. Dort wird auch der Begriff der

Betreuungsverfigung im Unterschied zur

Vollmacht erklart.

3. Was spricht fiir eine Vollmacht zur
Vorsorge?

Die Vollmacht zur Vorsorge ermoglicht

lhnen ein hohes MalRR an Selbstbestim-



mung. Sie benennen eine oder mehre-
re Personen lhres Vertrauens, die bereit
sind, far Sie im Bedarfsfall zu handeln.
Hierbei kbnnen Sie sich von |hren person-
lichen Winschen und Bediirfnissen lei-
ten lassen sowie zusatzliche Anweisun-
gen geben, wie lhre Angelegenheiten ge-
regelt werden sollen. Es empfiehlt sich,
die gewlinschten Bevollméachtigten (z.B.
Angehorige oder Freunde) bereits bei der
Abfassung der Vollmacht mit einzubezie-
hen. Der Bevollmachtigte wird nicht vom
Gericht beaufsichtigt, er ist dem Gericht
daher nicht rechenschaftspflichtig.

4. Was ist eine Generalvollmacht?
Eine Generalvolimacht ist eine Vollmacht,
die eine oder mehrere Vertrauensper-
sonen ganz allgemein ermachtigt, Sie
in allen Angelegenheiten zu vertreten,
ohne dass dabei auf einzelne Befugnis-
se gesondert eingegangen wird. Eine sol-
che allgemeine Formulierung deckt aber
mehrere wichtige Falle nicht ab:
Der Bevollméachtigte kann an lhrer
Stelle nicht einer arztlichen Untersu-
chung, einer Heilbehandlung oder ei-
nem medizinischen Eingriff zustim-
men, wenn hierbei Lebensgefahr
besteht (etwa bei einer Herzoperati-
on) oder ein schwerer, langer andau-
ernder Gesundheitsschaden zu er-
warten ist (z. B. bei einer Amputation).
Der Bevollmachtigte kann an lhrer
Stelle nicht in eine zu lhrem Schutz
notwendige geschlossene Unterbrin-
gung oder in eine andere freiheitsbe-
schrankende MaBnahme (etwa ein
Bettgitter) einwilligen.

Der Bevollméachtigte kann an lhrer
Stelle nicht in eine Organspende ein-
willigen.

In diesen Fallen verlangt das Gesetz, dass
die schriftliche Vollmacht diese Befugnis-
se ausdricklich bezeichnet. Eine ,,Gene-
ralvollmacht” gentigt also in vielen Féllen
nicht. Zudem muss der Bevollmachtigte
inden ersten beiden Fallgruppen flir seine
Entscheidung die Genehmigung des Be-
treuungsgerichts einholen. In der ersten
Fallgruppe ist diese Genehmigung nicht
erforderlich, wenn zwischen dem Be-
vollmachtigten und behandelndem Arzt
Einvernehmen Uber den Willen des Voll-
machtgebers besteht.

Ferner ist zu beachten, dass in einigen
auslandischen Staaten der Bevollméach-
tigte nur in Angelegenheiten handeln
darf, die in der Vollmacht ausdrtcklich
benannt sind.

Es empfiehlt sich, in der Vollmacht genau
zu bezeichnen, wozu sie im Einzelnen er-
méachtigen soll.

Grundsatzlich ist es moglich, die Voll-
macht nur auf bestimmte Aufgabenge-
biete zu beschréanken (z.B. nur fur den
Gesundheitsbereich). Dies bedeutet aber,
dass im Bedarfsfall fur die anderen Auf-
gaben moglicherweise ein Betreuer be-
stellt werden muss (vgl. dazu auch Fragen
6 und 10). Selbst wenn der Bevollmach-
tigte vom Gericht auch fur die ergénzen-
den Aufgaben als Betreuer ausgewahlt
werden kann: Ein Nebeneinander von
Vollmacht und Betreuung sollte besser
vermieden werden. Sind Bevollméachtig-
ter und Betreuer nicht dieselbe Person,
kann dies auch zu Konflikten fuhren.



5. Muss eine solche Vollmacht eine
bestimmte Form haben?
Schon aus Griinden der Klarheit und Be-
weiskraft ist eine schriftliche Abfassung
sinnvoll. Die Vollmacht zur Vorsorge muss
nicht handschriftlich verfasst sein (in die-
sem Fall ware allerdings die Gefahr der
Falschung am geringsten; auBerdem lasst
sich spateren Zweifeln an der Geschafts-
fahigkeit des Vollmachtausstellers eher
begegnen, wenn er den Text vollstandig
selbst geschrieben hat). Sie kénnen eine
Vollmacht auch mit Maschine schreiben
oder von einer anderen Person schreiben
lassen. SchlieBlich kdnnen Sie sich auch
eines geeigneten Vordruckmusters hier-
far bedienen. Ort, Datum und vollstandi-
ge eigenhandige Unterschrift durfen je-
doch keinesfalls fehlen.
Fur die Vermoégenssorge in Bankangele-
genheiten sollten Sie zusatzlich auf die
speziellen, von lhrer Bank/Sparkasse an-
gebotenen Formulare fir eine Konto-/De-
potvollmacht zurtickgreifen. Diese Voll-
macht berechtigt den Bevollmachtigten
zur Vornahme aller Geschafte, die mit der
Konto- und Depotfuhrung in unmittelba-
rem Zusammenhang stehen. Es werden
ihm keine Befugnisse eingeraumt, die fur
den normalen Geschaftsverkehr unnétig
sind, wie z.B. der Abschluss von Finanz-
termingeschaften. Die Formulare werden
in allen Banken und Sparkassen vorgehal-
ten und sollten am besten vor Ort in An-
wesenheit eines Bankmitarbeiters unter-
zeichnet werden. Kénnen Sie lhre Bank/
Sparkasse nicht aufsuchen, wird sich im
Gesprach mit |hrer Bank/Sparkasse si-
cher eine Lésung finden.

Bei der Abfassung einer Vollmacht kén-
nen Sie selbstverstandlich auch den
Rat eines Rechtsanwalts oder eines No-
tars einholen. Dies ist besonders dann
zu empfehlen, wenn Sie z.B. umfangrei-
ches Vermogen besitzen, mehrere Bevoll-
machtigte einsetzen oder neben der Voll-
macht spezielle Handlungsanweisungen
an den oder die Bevollméachtigten festle-
gen wollen. Die notarielle Beurkundung
muss jedenfalls dann erfolgen, wenn lhre
Vollmacht auch unwiderruflich zum Er-
werb oder zur VerduBerung von Grund-
stiicken oder Eigentumswohnungen oder
zur Aufnahme von Verbraucherdarlehen
berechtigen soll. Durch eine notarielle Be-
urkundung kénnen dartber hinaus spé-
tere Zweifel an der Wirksamkeit der Voll-
macht vermieden werden.

Auch die Betreuungsvereine sind befugt,
Sie bei der Abfassung |hrer Vorsorgevoll-
macht individuell zu beraten.

Sie konnen lhre Unterschrift unter der
Vollmacht auch durch die bei den Kreis-
oder Stadtverwaltungen angesiedelten
Betreuungsbehoérden beglaubigen las-
sen (in Baden-Wirttemberg auch durch
den Ratschreiber in Gemeinden, die ei-
nen solchen bestellt haben, in Hessen
und Rheinland-Pfalz auch durch die Orts-
gerichte). Selbstverstandlich kann auch
der Notar lhre Unterschrift beglaubigen.
Mit der Beglaubigung kénnen Sie Zwei-
fel an der Echtheit und Identitat Ihrer Un-
terschrift beseitigen. Damit kénnen sich
klnftige Vertragspartner eher darauf ver-
lassen, dass die Vollmacht wirklich von |h-
nen stammt und nicht gefalscht wurde.



B Weitere Hinweise zur Mitwirkung ei-
nes Notars bei der Abfassung einer
Vollmacht finden Sie auf Seite 16.

6. Habe ich einen zuverldssigen
Bevollméchtigten oder muss ich
einen Missbrauch der Vollmacht
befiirchten?

Eine Vollmacht zur Vorsorge gibt je nach

ihrem Umfang dem Bevollmachtigten

gegebenenfalls sehr weit reichende Be-
fugnisse. Deshalb ist die wichtigste Vor-
aussetzung hierfur lhr Vertrauen zu der

Person, die Sie womoglich bis zu lhrem

Lebensende mit dieser Vollmacht aus-

statten wollen.

Person lhres Vertrauens wird in der Re-
gel ein Angehoriger oder eine lhnen sonst
sehr nahestehende Person sein. Sollten
Sie erwagen, eine Person zu bevollmach-
tigen, die eine solche Tatigkeit nicht un-
entgeltlich anbietet, muss sichergestellt
sein, dass es dieser Person nach dem
Rechtsdienstleistungsgesetz (RDG) ge-
stattet ist, solche Geschafte wahrzuneh-
men. Dies ist z. B. bei einem Rechtsanwalt
der Fall.

Auch bei Bevollméachtigung einer Ver-
trauensperson missen Sie nicht auf Vor-
kehrungen gegen Missbrauch verzichten
(z.B. Kontroll- bzw. Widerrufsrecht fur ei-
nen Dritten oder Bestellung mehrerer Be-
vollmachtigter).

Sie kénnen fur verschiedene Aufgaben-
gebiete (z.B. Gesundheitsfursorge und
Vermogensangelegenheiten) jeweils ei-
nen eigenen Bevollmachtigten einsetzen.

Allerdings bendtigt dann jeder eine eige-
ne Vollmachtsurkunde. Dazu kénnen Sie
das dieser Broschire beigefuigte Formu-
lar mehrfach verwenden.

Wenn Sie mehrere Bevollmachtigte mit
demselben Aufgabengebiet betrauen,
besteht die Gefahr, dass die unterschied-
lichen Personen verschiedener Meinung
sind, was die Wahrnehmung lhrer Interes-
sen gefahrden kann.

Sie kénnen die Vollmacht auch so ertei-
len, dass mehrere Bevollmachtigte Sie
nur gemeinsam vertreten darfen. Dies
kénnen Sie etwa bei Angelegenheiten vor-
sehen, die lhnen besonders wichtig sind
(Beispiel: Fur die bei einer Haushaltsauf-
[6sung notwendigen Rechtsgeschafte
durfen Ihre beiden Kinder nur gemeinsam
handeln). Die Bevollméchtigten sind dann
nur handlungsfahig, wenn sie sich einigen
kénnen.

Fur den Fall, dass der von lhnen Bevoll-
machtigte ,im Ernstfall* verhindert ist,
sollte moglichst eine weitere Vertrauens-
person als Ersatzbevollmachtigter zur
Verfligung stehen. Dass diese nur bei Ver-
hinderung des eigentlichen Bevollmach-
tigten fur Sie handeln darf, sollte intern
abgesprochen werden. Im Text der Voll-
macht ware eine solche Einschréankung
fehl am Platz (vgl. die Hinweise auf Sei-
te 19). Am besten gehen Sie also folgen-
dermalfen vor: Sie erteilen lhrer Vertrau-
ensperson und demjenigen, der diese im
Notfall vertreten soll (lhrem Ersatzbevoll-
machtigten) jeweils eine uneingeschrank-
te Vollmacht, z.B. indem Sie das beige-
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fugte Formular mehrfach verwenden. In-
tern sprechen Sie mit Ihrem Bevollméach-
tigten und dem Ersatzbevollméchtigten
ab, dass der Vertreter nur dann handelt,
wenn der erste Bevollméachtigte verhin-
dertist.

Sie kénnen in der Vollmacht auch vorse-
hen, dass der Bevollmachtigte weiteren
Personen Untervollmacht erteilen darf,
die Sie dann im Bedarfsfall vertreten kon-
nen. Damit legen Sie die Entscheidung
Uber die Untervollmacht in die Hande |h-
rer Vertrauensperson.

7. Wo bewahre ich die Vollmachtsur-
kunde auf und muss ich die Voll-
macht registrieren lassen?

Sicherheitshalber sollte die Vollmacht

die Bestimmung enthalten, dass der Be-

vollmachtigte die Vollmachtsurkunde bei

Vornahme eines Rechtsgeschéafts fur Sie

dem Geschéftspartner im Original vor-

zulegen hat. Dazu ist ein entsprechender

Hinweis in der Vollmachtsurkunde erfor-

derlich.

Handlungsfahig ist lhr Bevollméchtig-
ter dann allerdings nur, wenn er die Voll-
machtsurkunde im Original vorweisen
kann. Sorgen Sie deshalb stets dafur,
dass die Vollmachtsurkunde dem Berech-
tigten zur Verflgung steht, wenn sie be-
notigt wird.

Hierzu gibt es verschiedene Moéglichkeiten:
Sie verwahren die Vollmachtsurkun-
de an einem im Ernstfall leicht zu-
ganglichen Ort, den der Bevollmach-
tigte kennt (z.B. in lhrem hauslichen
Schreibtisch).

Sie Ubergeben die Vollmachtsurkunde
von vornherein dem Bevollméachtig-
ten mit der Mal3gabe, von dieser nur
in dem besprochenen Fall Gebrauch
zu machen. Wie schon gesagt, soll-
ten Sie ohnehin nur den bevollméch-
tigen, dem Sie vorbehaltlos vertrauen
kénnen. Sollte diese Person abspra-
chewidrig schon vorzeitig von der Voll-
macht Gebrauch machen, kénnen Sie
die Vollmacht widerrufen, die Voll-
machtsurkunde herausverlangen und
Schadenersatz fordern.

Sie tbergeben die Vollmachtsurkunde
einer anderen Vertrauensperson zur
treuhanderischen Verwahrung mit der
Auflage, sie dem Bevollméachtigten im
Bedarfsfall auszuhéndigen.

Die Vollmachtsurkunde koénnen Sie
auch bei einem Notar hinterlegen. Sie
kénnen den Notar anweisen, an den
Bevollmachtigten nur dann eine Aus-
fertigung der Vollmachtsurkunde he-
rauszugeben, wenn dieser ein &rztli-
ches Attest vorlegt, wonach Sie die in
der Vollmacht bezeichneten Angele-
genheiten nicht mehr besorgen kon-
nen. Sie konnen mit dem Notar ab-
sprechen, wie alt das Attest sein darf
und dass er dessen Richtigkeit nicht
Uberprifen muss.



Sie kdnnen bei dem Zentralen Vor-
sorgeregister der Bundesnotarkam-
mer lhre Vorsorgevollmacht und den
Namen des/der Bevollméachtigten re-
gistrieren lassen. Wird ein Betreu-
ungsgericht um eine Betreuerbestel-
lung gebeten, fragt es dort nach und
erhélt so die Auskunft, dass Sie einen
Bevollmachtigten haben. Ein Betreu-
ungsverfahren muss nicht durchge-
fuhrt werden, wenn die Vollmacht die
Angelegenheiten umfasst, die gere-
gelt werden mussen und der Bevoll-
machtigte fur die Vertretung geeig-
net ist. Die Vollmachtsurkunde selbst
wird nicht beim Vorsorgeregister ein-
gereicht.

Nahere Hinweise zum Zentralen Vorsor-
geregister der Bundesnotarkammer fin-
den Sie ab Seite 16.

8. Ab wann und wie lange gilt die
Vollmacht?
Die Vollmacht gilt ab ihrer Ausstellung im
»AuBenverhaltnis” zwischen dem Bevoll-
machtigten und AuBenstehenden. Im ,In-
nenverhaltnis” zwischen |hnen und dem
Bevollméchtigten ist aber die mit ihm ge-
troffene Vereinbarung mafBgebend (zu
diesen Begriffen vgl. naher Seite 15).

Diese wird wortlich oder stillschweigend
dahingehend lauten, dass er von der Voll-
macht erst Gebrauch machen darf, wenn
Sie selbst nicht mehr handlungsfahig sind.

Sie konnen die Vollmacht jederzeit wi-
derrufen. Hierzu muassen Sie ein ausge-
handigtes Formular zurlckverlangen.

1

Haben Sie eine ,Konto-/Depot- Voll-
macht — Vorsorgevollmacht” erteilt, die
Sie widerrufen mochten, sollten Sie dies
in jedem Fall auch lhrer Bank oder Spar-
kasse unverziglich schriftlich mitteilen.
Koénnen Sie selbst die Vollmacht krank-
heitsbedingt nicht mehr widerrufen,
kann das Gericht einen Betreuer bestel-
len mit der Aufgabe, den Bevollméchtig-
ten zu kontrollieren und die Vollmacht
zu widerrufen, wenn der Bevollmachtig-
te hierzu durch Pflichtwidrigkeiten einen
wichtigen Anlass gegeben hat. Widerruft
der Betreuer die Vollmacht, wird das Ge-
richt anstelle des Bevollmachtigten eine
geeignete Person zum Betreuer bestel-
len, die sich dann um |hre Angelegenhei-
ten kiimmert.

Der Tod des Vollmachtgebers fuhrt nach
neuerer Rechtsprechung im Zweifel zum
Erldschen der Vollmacht. In der Vollmacht
sollte jedoch geregelt werden, dass die
Vollmacht tber den Tod des Vollmachtge-
bers hinaus fortgilt.

(Auch hierzu finden Sie weitere Erlaute-
rungen auf Seite 18).

9. Wie kann ich dem Bevollméachtig-
ten meine Wiinsche und Vorstel-
lungen verdeutlichen?

Zunéchst sollte beachtet werden, dass

die Vollmacht eine fur Dritte bestimmte

Erklarung ist. Sie bezeichnet die Person

des rechtsgeschaftlichen Vertreters und

beschreibt, was dieser ,,im AuBenverhalt-
nis“ mit Rechtswirkung fur Sie tun darf.

Deshalb sollten Anweisungen an den

Bevollméchtigten zum inhaltlichen Ge-

brauch der Vollmacht nicht in diese selbst

aufgenommen werden.
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Beispiel:

Eine Vollmacht kann zum Abschluss ei-
nes Heimvertrages ermachtigen. Etwaige
Winsche, welches Heim vorrangig in Be-
tracht kommt oder umgekehrt keinesfalls
ausgewahlt werden sollte, gehdren nicht
in diese Erkldrung mit AuBenwirkung.
Dies kann vorweg mit dem Bevollméchtig-
ten als , Auftrag” besprochen oder auch
in einer schriftlichen Handlungsanwei-
sung, etwa einem Brief, niedergelegt wer-
den. Dasselbe gilt z.B. fur die Aufforde-
rung, bestimmte Angehorige an Geburts-
tagen, Weihnachten usw. zu beschenken
oder die bisherigen Spendengewohnhei-
ten fortzufuhren. All dies sollte nicht in
den Text der Vollmacht, sondern in den
Auftrag an den Bevollmachtigten aufge-
nommen werden. Welchen Inhalt dieser
im Einzelnen haben kann, hédngt wesent-
lich von lhren individuellen Winschen und
Bedurfnissen ab.

10. Was kann geschehen, wenn ich
keine Vollmacht erteile?

Wenn Sie infolge eines Unfalls oder einer
Erkrankung oder auch aufgrund nachlas-
sender geistiger Krafte im Alter lhre An-
gelegenheiten ganz oder teilweise nicht
mehr regeln kdnnen und Sie keine Voll-
macht erteilt haben, kann die Bestel-
lung eines gesetzlichen Vertreters (,,Be-
treuers”) fur Sie notwendig werden. Hier-
fur ist das Betreuungsgericht zustan-
dig. Wird diesem z.B. durch Mitteilung
von Angehérigen, Arzten oder auch Be-
horden ein entsprechender Anlass be-
kannt, pruft es, ob ein Betreuer fur Sie zu
bestellen ist und welchen Aufgabenkreis
dieser dann haben soll. Hierzu mussen

Sie in jedem Fall vom Richter persénlich
angehoért werden. AuBerdem ist regel-
maBig ein arztliches Sachverstandigen-
gutachten einzuholen. Haufig wird auch
die Betreuungsstelle lhrer Stadt oder Ih-
res Landkreises um AuBerung gebeten.
Wenn Sie Ihre Rechte nicht mehr selbst
wahrnehmen kénnen, kann das Gericht
einen Verfahrenspfleger, z.B. eine lhnen
nahe stehende Person, aber ausnahms-
weise auch einen Rechtsanwalt, fur Sie
bestellen. Bestellt das Gericht einen Be-
treuer, wird dieser |hr gesetzlicher Ver-
treter in dem vom Gericht festgelegten
Aufgabenkreis.

11. Was ist eine
Betreuungsverfiigung?

Das Gericht hort Sie auch zur Frage an,
wen Sie gegebenenfalls als Betreuer wiin-
schen. Falls Sie sich nicht mehr auBern
konnen, hat das Gericht Wiinsche, die Sie
zuvor festgelegt haben, zu bertcksichti-
gen. Dies geschieht zweckmaRig in einer
schriftlichen vorsorgenden Verfugung fur
den Betreuungsfall, auch ,Betreuungs-
verfligung” genannt. Sie kénnen darin be-
stimmen, wer lhr Betreuer werden soll.
Sie kénnen aber auch festlegen, wer kei-
nesfalls als Betreuer in Betracht gezogen
werden soll. Diese Wiinsche sind fur das
Gericht grundsétzlich verbindlich. Dies
ist z.B. fur den Fall empfehlenswert, dass
die Vollmacht eine bestimmte Geschafts-
besorgung nicht abdeckt oder Zweifel an
der Wirksamkeit der Vollmacht beste-
hen sollten. Im beigefligten Vollmachts-
formular kénnen Sie deshalb auch verfu-
gen, dass Ihr Bevollmachtigter als Betreu-
er ausgewahlt werden soll, wenn trotz der



Vollmacht eine Betreuerbestellung not-
wendig werden sollte.

12. Soll ich statt einer Vollmacht eine
Betreuungsverfiigung errichten?
Das lasst sich nicht allgemein beantworten.

Ist jemand, dem Sie vollstandig vertrau-
en kdnnen, bereit, sich im Bedarfsfall um
Ilhre Angelegenheiten zu kimmern, dirfte
eine Vollmacht vorzuziehen sein. Mit Aus-
nahme der schon erwahnten Falle — eine
risikoreiche Heilbehandlung oder eine ge-
schlossene Unterbringung bzw. andere
freiheitsbeschrédnkende MaBnahmen -
braucht er fir seine Entscheidungen auch
keine gerichtlichen Genehmigungen. Sie
vermeiden damit das mit der Betreuerbe-
stellung verbundene gerichtliche Verfah-
ren. lhr Bevollmachtigter steht anders als
der Betreuer nicht unter der Kontrolle des
Betreuungsgerichts.

Allerdings kann das Betreuungsgericht,
wenn ihm ein entsprechender Anlass
bekannt wird, fur einen Bevollmachtig-
ten eine Kontrollperson bestellen. Dieser
JVollmachtsbetreuer” hat nur die Aufga-
be, den Bevollmachtigten zu Giberwachen,
Ihre Rechte gegentiber dem Bevollméach-
tigten wahrzunehmen und die Vollmacht
notfalls auch zu widerrufen. Wird das no-
tig, musste das Gericht dann einen Be-
treuer fur den Aufgabenkreis bestellen,
der zuvor dem ,,ungetreuen” Bevollméach-
tigten Ubertragen war. Wenn Sie hinge-
gen niemanden haben, dem Sie eine Voll-
macht anvertrauen wollen, empfiehlt sich
die Festlegung einer Betreuungsverfi-
gung. Damit nehmen Sie Einfluss, wer im
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Bedarfsfall fur Sie zum Betreuer bestellt
wird und wie er handeln soll. Die Betreu-
ungsverflgung ist nicht an eine bestimm-
te Form gebunden. Es empfiehlt sich aber,
sie aufzuschreiben und zu unterschrei-
ben, damit moéglichst keine Zweifel an der
Echtheit Ihrer Verfigung entstehen.

Eine Betreuungsverfligung kann auch Be-
standteil einer Vorsorgevollmacht sein
(vgl. hierzu die Ruckseite der Mustervor-
sorgevollmacht, die dieser Broschire bei-
gefligtist).

13. Wer entscheidet iiber meine
arztliche Behandlung?

Solange Sie als Patient einwilligungsfahig
sind, entscheiden Sie selbst nach Aufkla-
rung und Beratung durch den Arzt Gber
alle Sie betreffenden arztlichen MaBnah-
men. Dies gilt auch, wenn flr Sie eine Be-
treuung mit dem Aufgabenkreis der Ge-
sundheitsfirsorge angeordnet wurde.

Falls Sie aber nicht mehr entscheidungs-
fahig sind, vor allem |hren Willen nicht
mehr duBern kdnnen, muss ein Bevoll-
machtigter oder Betreuer fur Sie ent-
scheiden. Ist weder ein Bevollmachtigter
noch Betreuer bestellt, muss bei eilbe-
durftigen MaBnahmen der Arzt nach Ih-
rem ,mutmaBlichen Willen“ handeln. Bei
nicht eilbedurftigen arztlichen Behand-
lungen muss gegebenenfalls ein vorlau-
figer Betreuer bestellt werden. lhr mut-
maBlicher Wille ist Uberhaupt maBge-
bend fur jede arztliche Behandlung, zu
der Sie sich selbst nicht mehr auBern
kénnen. Es muss gegebenenfalls von |h-
rem Bevollméachtigten oder Betreuer er-
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mittelt werden, wie Sie sich in der gegebe-
nen Situation entscheiden wirden, wenn
Sie lhren Willen noch kundtun kénnten.
Dies kann sehr schwierig sein, wenn Sie
in der Vergangenheit niemals schriftlich
oder auch nur mundlich, z.B. gegentiber
Angehorigen, lhre Vorstellungen flr eine
medizinische Behandlung, insbesondere
in der letzten Lebensphase, geduBert ha-
ben. Wenn Sie sich mit der Erteilung einer
Vollmacht beschaftigen, sollten Sie sich
auch Gedanken dartiber machen, wer im
Falle lhrer Entscheidungsunfahigkeit fir
Sie in eine arztliche Behandlung einwilli-
gen oder lhren zuvor niedergelegten Pati-
entenwillen durchsetzen soll. Dies kann in
Form einer gesonderten Patientenverfi-
gung geschehen. Die Patientenverfligung
ist gesetzlich geregelt in § 1901a Abs. 1
BGB (vgl. die Hinweise auf Seite 33). Mit
einer Patientenverfiigung kénnen Sie fur
den Fall ihrer spateren Entscheidungs-
unfahigkeit im Voraus festlegen, ob Sie
in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festle-
gung noch nicht unmittelbar bevorste-
hende Untersuchungen lhres Gesund-
heitszustandes, Heilbehandlungen oder
arztliche Eingriffe einwilligen oder die-
se untersagen. Eine Patientenverfigung
bedarf der Schriftform und ist jederzeit
formlos widerrufbar.

Néhere Informationen zur Patienten-
verfigung finden Sie auf der Home-
page des Bundesministeriums der Justiz
(www.bmj.bund.de).

14. Wo kann die bevollméchtigte Per-
son Unterstiitzung bekommen?
Die von lhnen bevollmachtigte Person
soll lhre Angelegenheiten so erledigen,
wie Sie das mit ihr abgesprochen haben.
Dennoch kann es im Vertretungsfall Situ-
ationen geben, in denen die bevollméch-
tigte Person auf Unterstitzung angewie-
sen ist. Um zu vermeiden, dass der von
lhnen ausgewdhlte Vertreter aufgrund
von Uberforderung in einem solchen Fall
nicht fur Sie tatig werden kann, sieht das
Betreuungsrecht vor, dass auch Bevoll-
méachtigte sich von den Betreuungsver-
einen beraten lassen kdnnen. Wie ehren-
amtliche Betreuer kénnen Bevollmachtig-
te deren Hilfe in Anspruch nehmen. Eben-
so kénnen sich Bevollméachtigte an die
ortliche Betreuungsbehorde wenden.
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WENN SIE ES ETWAS GENAUER WISSEN WOLLEN

B Zusatzliche Erlauterungen zu Frage
2, Seite 6 (Begriff der Vollmacht, zu-
grunde liegendes Rechtsverhaltnis)

Vollmacht ist die durch Rechtsgeschéaft
einer anderen Person erteilte Vertre-
tungsmacht. Sie wird im Regelfall durch
Erklarung des Vollmachtgebers (Sie) ge-
geniber dem zu Bevollméachtigenden
(Vertrauensperson) erteilt. Wie jedes
Rechtsgeschéft setzt diese Erklarung die
Geschaftsfahigkeit des Vollmachtgebers
voraus.

Die Vollmacht umschreibt das rechtliche
Koénnen des Bevollméachtigten im AuBen-
verhéltnis, also seine ,Rechtsmacht®/
Befugnis, mit Anderen Rechtsgeschafte
im Namen des Vollmachtgebers vorzu-
nehmen. Bitte beachten Sie, dass im Au-
RBenverhaltnis fur die Wirksamkeit der Er-
klarungen des Bevollméachtigten grund-
satzlich nur der Inhalt der Vollmacht in-
teressiert, nicht aber z.B. Absprachen
zwischen dem Vollmachtgeber und dem
Bevollméchtigten zum Gebrauch der Voll-
macht.

Diese Absprachen betreffen vielmehr das
Innenverhiéltnis zwischen Vollmachtge-
ber und Bevollméachtigten.

Dem Innenverhéltnis liegt rechtlich ein
Auftrag zur Geschéaftsbesorgung, also
ein auch stillschweigend abschlieBba-
rer Vertrag zugrunde. In diesem Rahmen

kann der Vollmachtgeber z.B. Weisungen
zum Gebrauch der Vollmacht erteilen.
Dieses Auftragsverhaltnis sollte zweck-
maBigerweise schriftlich mit dem Bevoll-
méachtigten vereinbart werden, vor allem,
wenn es um Vermdgensangelegenhei-
ten geht. Auf diese Weise kann der Voll-
machtgeber zum einen die Rahmenbe-
dingungen fur die Vollmacht festlegen,
gegebenenfalls aber auch die Frage der
Vergutung des Bevollméachtigten klaren.

Eine ausdrickliche Regelung des Innen-
verhaltnisses vermeidet auch Streit tber
die Rechte des Bevollmachtigten und
dient damit sowohl dem Schutz des Voll-
machtgebers (oder dessen Erben) als
auch dem des Bevollméchtigten. So lasst
sich z.B. die haufig streitige Frage eindeu-
tig regeln, ob die Vollmacht nur zur Ver-
waltung oder auch zur VerauBBerung von
Grundbesitz erteilt worden ist.

Von der Vollmacht zu unterscheiden ist
eine Betreuungsverfiigung. Diese be-
rechtigt nicht zur Vertretung bei Rechts-
geschaften. In ihr werden vielmehr Win-
sche festgelegt flir den Fall, dass — weil
keine Vollmacht erteilt wurde — ein Be-
treuer bestellt werden muss. Der Betreu-
er erhalt die erforderliche Vertretungs-
macht durch die gerichtliche Bestellung.
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B Erganzende Hinweise zu Frage 5, Sei-
te 8 (Notarielle Mitwirkung bei der Ab-
fassung der Vollmacht)

Wie schon gesagt, ist die notarielle Beur-
kundung einer Vollmacht nicht allgemein
Voraussetzung fur eine wirksame Vertre-
tung, sondern nur bei bestimmten Arten
von Rechtsgeschaften. Die notarielle Be-
urkundung ist z. B. erforderlich, wenn der
Bevollméchtigte ermachtigt werden soll,
ein Verbraucherdarlehn fur Sie aufzuneh-
men. Gleiches gilt, wenn Sie eine unwider-
rufliche Vollmacht zum Erwerb oder zur
VerauBerung eines Grundsttcks erteilen
wollen.

Ferner ist eine notarielle Beurkundung
dann sinnvoll, wenn Sie ein Handelsge-
werbe betreiben oder Gesellschafter ei-
ner Personen- oder Kapitalgesellschaft
sind. Durch eine notarielle Beurkundung
kénnen daruber hinaus spatere Zweifel an
der Wirksamkeit der Vollmacht leichter
vermieden werden.

Von der notariellen Beurkundung der
Vollmacht ist die o6ffentliche Beglaubi-
gung der Unterschrift einer Vollmacht
zu unterscheiden, die ebenfalls ein No-
tar vornehmen kann. Diese Form ist ein-
zuhalten, wenn der Bevollmachtigte Er-
klarungen gegeniiber dem Grundbuch-
amt abgeben soll und seine Vollmacht
nicht bereits notariell beurkundet ist.
Auch zur Erklarung einer Erbausschla-
gung durch einen Bevollméchtigten (z.B.
wegen Uberschuldung des Nachlasses)
ist eine offentlich beglaubigte Vollmacht
sinnvoll. Mit der Beglaubigung kdnnen

dartber hinaus spatere Zweifel, dass die
Unterschrift von lhnen stammt, leichter
vermieden werden. Die Unterschrift auf
einer Vorsorgevollmacht kann auch von
der Betreuungsbehoérde offentlich be-
glaubigt werden.

Die Gebuhren fur die Tatigkeit des No-
tars sind gesetzlich festgelegt und rich-
ten sich nach dem Geschéaftswert der Voll-
macht, der wiederum vom Vermégen des
Vollmachtgebers abhangt. Bei einem Ge-
schaftswert von z.B. 50.000 Euro fallt fur
die Beurkundung einer umfassenden Vor-
sorgevollmacht eine Gebuhr von 66 Euro
an. Die Mindestgebuhr betragt 10 Euro. Bei
Vermégen tber 500.000 Euro steigt die
Beurkundungsgebtihr auf den Héchstwert
von 403,50 Euro. Die Gebuhren schlieBen
die Beratung, den Entwurf und die Beur-
kundung ein. Fur die Beglaubigung der Un-
terschrift fallen wertabhangige Gebuhren
zwischen 10 Euro und 130 Euro an (alle An-
gaben zuziglich Umsatzsteuer.). Die Be-
treuungsbehdrde erhélt fur eine Beglaubi-
gung eine Gebuhr von 10 Euro.

B Erganzende Hinweise zu Frage 7, Sei-
te 11 (Registrierung der Vollmacht im
Zentralen Vorsorgeregister der Bun-
desnotarkammer)

Die Bundesnotarkammer fuhrt das Zen-
trale Vorsorgeregister. In diesem Re-
gister kdnnen Angaben zu notariellen wie
sonstigen Vorsorgevollmachten eingetra-
gen werden. Dort kénnen Sie im Zusam-
menhang mit der Registrierung lhrer Voll-
macht auch eintragen lassen, ob Sie be-
sondere Anordnungen und Winsche zu



Art und Umfang medizinischer Versor-
gung haben. Kommt es zu einem Betreu-
ungsverfahren, kann das Betreuungs-
gericht durch Abfrage bei dem Register
Kenntnis vom Vorhandensein einer Voll-
macht erlangen. Damit wird vermieden,
dass ein Betreuer nur deshalb bestellt
wird, weil das Betreuungsgericht von ei-
ner Vollmacht nichts wusste. Das Gericht
kann aufgrund der registrierten Daten be-
urteilen, ob eine fur das Betreuungsver-
fahren relevante Vollmacht vorhanden ist
und es deshalb mit der bevollméachtigten
Person in Kontakt treten muss.
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Mit der Eintragung ist keine eigensténdi-
ge Vollmachtserteilung verbunden. Die
Angaben zur Vollmacht werden nicht in-
haltlich Uberpraft. Vor allem wird nicht
Uberprift, ob eine wirksame Vollmacht
erteilt wurde. Die Vollmachtsurkunde
wird auch nicht bei dem Zentralen Vor-
sorgeregister hinterlegt. Um dem Betreu-
ungsgericht den Kontakt mit der bevoll-
machtigten Person zu ermdglichen, soll-
ten Sie auf jeden Fall auch deren Daten
registrieren lassen. Es empfiehlt sich, die
Einzelheiten zuvor mit der bevollméchtig-
ten Person zu besprechen, insbesonde-
re zu kléren, ob sie mit der Registrierung
einverstanden ist. Die Registereintragung

Fur die Registrierung lhrer Vollmacht fallen einmalig aufwandsbezogene Gebuhren
an, wobei in der Grundgebuhr die Eintragung der ersten bevollméachtigten Person
enthalten ist. Folgende Gebuihren werden von der Bundesnotarkammer flr einen

von |lhnen selbst gestellten Antrag erhoben:

B Der Antrag auf Eintragung, Anderung, Ergédnzung oder
Léschung eines Eintrags wird online Uber

www.vorsorgeregister.de gestellt:

15,50 Euro

B Der Antrag auf Eintragung, Anderung, Erganzung oder

Léschung eines Eintrags wird schriftlich gestellt:

18,50 Euro

B Erhohungsgebihr fur jede weitere bevollméachtigte Person

bei einem online gestellten Antrag tber

www.vorsorgeregister.de:

2,50 Euro

B Erhohungsgebuihr fir jede weitere bevollméachtigte Person

bei schriftlichem Antrag:

Bei Zahlung durch Lastschrifteinzug ermaigen sich die Gebuhren um:

3,00 Euro

2,50 Euro

Bei einer Antragstellung Gber institutionelle Nutzer des Vorsorgeregisters, insb.
Notare, Rechtsanwaélte, zum Teil auch Betreuungsvereine und Betreuungsbehor-
den, kénnen sich die Gebihren nochmals ermaRigen (auf bis zu 8,50 Euro).
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kann unmittelbar von dem Vollmacht-
geber selbst beantragt werden. Der An-
trag kann aber auch Gber den Notar oder
Rechtsanwalt gestellt werden, der bei der
Erstellung der Vollmacht mitgewirkt hat.
Zum Teil sind auch die Betreuungsvereine
und Betreuungsbehorden bei der Antrag-
stellung behilflich.

Wollen Sie die Eintragung selbst veran-
lassen, kdnnen Sie dies online Uber das
Internet unter www.vorsorgeregister.de
tun. Das hat den Vorteil, dass die von |h-
nen eingegebenen Daten automatisiert
und somit wesentlich schneller weiterver-
arbeitet werden kénnen. Der Antrag tber
das Internet ist zudem kostenginstiger
als ein postalischer Antrag. AuBerdem
entfallt eine nicht immer auszuschlieBen-
de Fehlerquelle bei der Erfassung schrift-
licher Antréage.

Fur eine postalische Antragstellung soll-
ten Sie die hierfur vorgesehenen speziel-
len Antragsformulare verwenden, die Sie
bei der Bundesnotarkammer unter der
folgenden Adresse anfordern kénnen:

Bundesnotarkammer

— Zentrales Vorsorgeregister —
Postfach 08 01 51

10001 Berlin

Andiese Adresse kénnen Sie die ausgefull-
ten Formulare dann auch zurticksenden.

B Zusatzliche Erlauterungen zu Frage 8,
Seite 11 (Wirkung der Vollmacht tber
den Tod hinaus)

Ob der Tod des Vollmachtgebers zum Er-
I6schen der Vollmacht fuhrt, ist durch
Auslegung zu ermitteln. Um Zweifel nach
dem Tod des Vollmachtgebers zu vermei-
den, wird empfohlen, in der Vollmacht
ausdricklich zu regeln, dass die Voll-
macht tber den Tod hinaus gelten soll.
Dann ist der Bevollméchtigte auch nach
dem Tod des Vollmachtgebers befugt,
von seiner Vertretungsmacht Gebrauch
zu machen. Seine Erklarungen berechti-
gen und verpflichten die Erben hinsicht-
lich des Nachlasses. Die Erben kdnnen
Rechenschaft vom Bevollmachtigten ver-
langen und die Vollmacht widerrufen. Er-
lischt dagegen die Vollmacht mit dem Tod
des Vollmachtgebers, kann es sein, dass
bei Verwendung der Vollmacht zur Vor-
nahme von Rechtsgeschéften eine , Le-
bensbescheinigung” verlangt wird. Wei-
terhin ist der Bevollméachtigte daran ge-
hindert, Geschéafte zu besorgen, die nicht
ohne Nachteile aufgeschoben werden
kénnen, bis der Erbe anderweit Fursor-
ge treffen kann. Méglicherweise ist dann
auch eine Nachlasspflegschaft erforder-
lich. Empfehlenswert ist es daher, die Voll-
macht Uber den Tod hinaus zu erteilen,
damit der Bevollmachtigte in der Lage ist,
Angelegenheiten im Zusammenhang mit
der Beerdigung oder einer Wohnungsauf-
I6sung etc. regeln zu kdnnen, bevor die
Erben das Erbe angenommen und seine
Verwaltung tibernommen haben.



Noch zwei wichtige Hinweise zur Voll-
macht:

1. Eine Vollmacht, die zur Vertretung in
Vermdgensangelegenheiten befugt, soll-
te in keinem Fall Zweifel am Eintritt ihrer
Wirksamkeit zulassen. Sie sollten daher
einleitend nicht etwa schreiben:

,Fur den Fall, dass ich selbst einmal nicht
mehr handeln kann, soll an meiner Stel-
le..." 0. & Damit bliebe namlich fur den
Rechtsverkehr ungeklart, ob diese Vor-
aussetzung wirklich eingetreten ist. Es
ware auch unzweckmaBig, die Gultigkeit
der Vollmacht etwa von arztlichen Zeug-
nissen Uber lhren Gesundheitszustand
abhangig zu machen. Dies wirde wieder-
um Fragen aufwerfen, z. B. wie aktuell die-
se Bescheinigungen jeweils sein missen.
Eine Vollmacht zur Vorsorge ist nur dann
uneingeschrankt brauchbar, wenn sie an
keine Bedingungen geknlpft ist.

2. Wollen Sie die Person lhres Vertrauens
auch zur Wahrnehmung von Bankangele-
genheiten bevollméchtigen, ist es ratsam,
diese Vollmacht gesondert auf dem von
den Banken und Sparkassen angebotenen
Vordruck ,Konto-/Depotvollmacht — Vor-
sorgevollmacht” zu erteilen. In dieser Voll-
macht sind die im Zusammenhang mit |h-
rem Konto oder Depot wichtigen Bankge-
schafte im Einzelnen erfasst. Es empfiehlt
sich, diese Vollmacht in lhrer Bank in An-
wesenheit eines Bankmitarbeiters auszu-
fallen. Ihr Kreditinstitut wird Sie sicherlich
gerne beraten. Wenn Sie zum Abschluss
eines Verbraucherdarlehensvertrages be-
vollmachtigen wollen, mussen Sie die Voll-
macht notariell erteilen.

19

Wichtige Hinweise zum
Muster einer Vorsorgevoll-
macht, die Sie zum
Ausdrucken auf den Sei-
ten 49 und 50 dieser Datei
finden.
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Voraussetzungen einer Betreuung

Eine Betreuung kann nur angeordnet wer-

den, wenn bei der betroffenen Person

eine Hilfsbedurftigkeit vorliegt, die auf ei-

ner der folgenden, im Gesetz (§ 1896 Abs. 1

BGB) genannten Krankheiten oder Behin-

derungen beruht:

B Psychische Krankheiten
Hierzu gehoren alle kérperlich nicht be-
grindbaren seelischen Erkrankungen;
ferner seelische Stérungen, die kor-
perliche Ursachen haben, beispielswei-
se als Folge von Krankheiten (z.B. einer
Hirnhautentziindung) oder von Verlet-
zungen des Gehirns. Auch Abhéangig-
keitserkrankungen (Sucht) kénnen bei
entsprechendem Schweregrad psychi-
sche Krankheiten sein. Dasselbe gilt
schlieBlich fur Neurosen oder Persén-
lichkeitsstorungen (,,Psychopathien®).

B Geistige Behinderungen
Hierunter fallen die angeborenen so-
wie die wahrend der Geburt oder
durch frahkindliche Hirnschadigung
erworbenen Intelligenzdefekte ver-
schiedener Schweregrade.

M Seelische Behinderungen
Dies sind bleibende psychische Beein-
trachtigungen, die als Folge von psy-
chischen Erkrankungen entstanden
sind. Auch die geistigen Auswirkun-
gen des Altersabbaus werden hierzu
gerechnet.

B Korperliche Behinderungen
Auch kérperliche Behinderungen kon-
nen Anlass fur die Anordnung einer

Betreuung sein, allerdings nur, soweit
sie die Fahigkeit zur Besorgung der ei-
genen Angelegenheiten wenigstens
teilweise aufheben oder wesentlich
behindern. Dies kann etwa bei dau-
ernder Bewegungsunfahigkeit der Fall
sein.
Zu der Krankheit oder Behinderung muss
ein Fursorgebedurfnis hinzutreten: Ein
Betreuer darf nur bestellt werden, ,wenn
der Betroffene aufgrund dieser Krankheit
oder Behinderung seine Angelegenheiten
ganz oder teilweise nicht zu besorgen ver-
mag"”. Es kann sich dabei etwa um Vermo-
gens-, Renten- oder Wohnungsprobleme,
aber auch um Fragen der Gesundheitsfir-
sorge oder des Aufenthaltes handeln.

Grundsatz der Erforderlichkeit bei der

Betreuerbestellung

Die Betreuung stellt eine wichtige rechtli-

che Hilfe fur die Betroffenen dar. Sie kann

von ihnen aber auch als Einschrankung

empfunden werden, zumal wenn die be-

troffenen Personen mit der Einrichtung

der Betreuung nicht einverstanden sind.

Fur alle Bereiche des Betreuungsrechts

gilt daher der Grundsatz der Erforderlich-

keit. Dieser bezieht sich

B aufdas,ob" einer Betreuerbestellung,

B auf den Umfang des Aufgabenkreises
des Betreuers,

B auf die Auswirkungen der gerichtli-
chen MaBnahme,

M auf die Dauer der Anordnung.



Notwendigkeit der Betreuung

Eine rechtliche Betreuung wird nur dann
eingerichtet, wenn dies notwendig ist, weil
eine Person ihre Angelegenheiten ganz
oder teilweise nicht mehr besorgen kann.
Dabei muss zunachst festgestellt werden,
ob nicht andere Hilfsmoglichkeiten beste-
hen, insbesondere die Unterstltzung durch
Familienangehorige, Bekannte oder soziale
Dienste. Solche Hilfen sind vorrangig. Einen
Betreuer braucht auch diejenige Person
nicht, die eine andere Person selbst bevoll-
machtigen kann oder bereits friher bevoll-
machtigt hat. Dies gilt nicht nur in Vermo-
gensangelegenheiten, sondern auch fur alle
anderen Bereiche, etwa die Gesundheitsan-
gelegenheiten oder Fragen des Aufenthalts.

Umfang der Betreuung

Eine Betreuung darf nur fur die Aufgaben-
kreise angeordnet werden, in denen sie tat-
sachlich erforderlichist (§ 1896 Abs.2 BGB).
Bereiche, die die Betroffenen eigenstandig
erledigen kénnen, dirfen einem Betreuer
nicht Ubertragen werden. Was die Betroffe-
nen noch selbst tun kénnen und woflr sie
eine gesetzliche Vertretung benétigen, wird
im gerichtlichen Verfahren festgestellt. Je-
der kann in gesunden Tagen vorausschau-
end fur den Fall der eventuell spéter eintre-
tenden Betreuungsbedurftigkeit einer Per-
son seines Vertrauens mit einer Vorsorge-
vollmacht die Wahrnehmung einzelner oder
aller Angelegenheiten Gbertragen. Der so
Bevollméachtigte kann dann, wenn dieser
Fall eintritt, handeln, ohne dass es weiterer
MaBnahmen bedarf. Das Gericht wird nicht
eingeschaltet. Nur dann, wenn sich eine
Kontrolle des Bevollméchtigten, zu der der
Vollmachtgeber nicht mehr in der Lage ist,
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als notwendig erweist, wird das Gericht be-
fasst. Meist wird es dabei ausreichen, eine
Person zu bestimmen, die anstelle des Voll-
machtgebers handelt und so die Rechte des
Vollmachtgebers gegentiber seinem Bevoll-
machtigten wahrnimmt, den so genannten
Kontrollbetreuer (§ 1896 Abs. 3 BGB). Will
der Bevollméchtigte in die Untersuchungen
des Gesundheitszustandes, in eine Heilbe-
handlung oder in einen arztlichen Eingriff
beim Betroffenen einwilligen, so bedarf er
der Genehmigung des Betreuungsgerichts,
wenn die begriindete Gefahr besteht, dass
die betroffene Person aufgrund der MafR3-
nahme stirbt oder einen schweren und lan-
ger dauernden gesundheitlichen Schaden
erleidet; die Genehmigung des Betreuungs-
gerichts ist auch erforderlich, wenn die be-
vollmachtigte Person den betroffenen Men-
schen in einer freiheitsentziehenden Weise
unterbringen mochte; in diesen Fallen muss
die Vollmacht zudem schriftlich erteilt sein
und die genannten MaBBnahmen ausdruck-
lich umfassen.

Wenn es nur darum geht, dass jemand
rein tatsachliche Angelegenheiten nicht
mehr selbstandig besorgen kann (etwa
seinen Haushalt nicht mehr fihren, die
Wohnung nicht mehr verlassen usw.), so
rechtfertigt dies allein nicht die Bestel-
lung eines Betreuers. Hier wird es nor-
malerweise auf ganz praktische Hilfen
ankommen (z.B. Sauberhalten der Woh-
nung, Versorgung mit Essen), flir die man
keine gesetzliche Vertretung braucht.
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§ 1896

(Voraussetzungen fur Betreuerbestellung)

(1) Kann ein Volljahriger auf Grund einer psychi-
schen Krankheit oder einer kdérperlichen, geistigen
oder seelischen Behinderung seine Angelegenhei-
ten ganz oder teilweise nicht besorgen, so bestellt
das Betreuungsgericht auf seinen Antrag oder von
Amts wegen fur ihn einen Betreuer. Den Antrag
kann auch ein Geschaftsunfahiger stellen. Soweit
der Volljahrige auf Grund einer korperlichen Be-
hinderung seine Angelegenheiten nicht besorgen
kann, darf der Betreuer nur auf Antrag des Volljah-
rigen bestellt werden, es sei denn, dass dieser sei-
nen Willen nicht kundtun kann.

(1a) Gegen den freien Willen des Volljahrigen darf
ein Betreuer nicht bestellt werden.

(2) Ein Betreuer darf nur fir Aufgabenkreise bestellt
werden, in denen die Betreuung erforderlich ist.

Die Betreuung ist nicht erforderlich, soweit die An-
gelegenheiten des Volljahrigen durch einen Bevoll-
machtigten, der nicht zu den in § 1897 Absatz 3 be-
zeichneten Personen gehort oder durch andere Hil-
fen, bei denen kein gesetzlicher Vertreter bestellt
wird, ebenso gut wie durch einen Betreuer besorgt
werden kénnen.

(3) Als Aufgabenkreis kann auch die Geltendma-
chung von Rechten des Betreuten gegenuber sei-
nem Bevollméachtigten bestimmt werden.

(4) Die Entscheidung tber den Fernmeldeverkehr
des Betreuten und tber die Entgegennahme, das
Offnen und das Anhalten seiner Post werden vom
Aufgabenkreis des Betreuers nur dann erfasst,
wenn das Gericht dies ausdricklich angeordnet
hat.

Die Einrichtung einer Betreuung ist keine
Entrechtung. Sie hat nicht zur Folge, dass
die Betreuten geschéaftsunfahig werden.
Die Wirksamkeit der von ihnen abgegebe-
nen Erklédrungen beurteilt sich wie bei al-
len anderen Personen alleine danach, ob
sie deren Wesen, Bedeutung und Trag-
weite einsehen und ihr Handeln danach
ausrichten kénnen. In vielen Fallen wird
eine solche Einsicht allerdings nicht mehr
vorhanden sein. Dann sind die Betreuten
»im naturlichen Sinne“ — unabhangig von
der Betreuerbestellung — geschaftsunfa-
hig (§ 104 Nr. 2 BGB).

§ 104

geschaftsunfahigist ...

2. wer sich in einem die freie Willensbestimmung
ausschlieBenden Zustande krankhafter Stérung
der Geistestatigkeit befindet, sofern nicht der Zu-
stand seiner Natur nach ein voriibergehender ist.

Der Einwilligungsvorbehalt

Von dem Grundsatz, dass das Betreu-
ungsrecht keinen Einfluss auf die rechtli-
che Handlungsfahigkeit der Betroffenen
hat, gibt es eine wichtige Ausnahme: Wenn
das Gericht fur einzelne Aufgabenkreise ei-
nen Einwilligungsvorbehalt angeordnet hat,
tritt hierdurch eine Beschrankung der Teil-
nahme am Rechtsverkehr ein. Die Betreu-
ten brauchen dann (von gewissen Ausnah-
men, wie etwa bei geringfugigen Geschéaf-
ten des téglichen Lebens, abgesehen) die
Einwilligung ihres Betreuers. Einen Einwil-
ligungsvorbehalt ordnet das Gericht an,
wenn die erhebliche Gefahr besteht, dass
jemand sich selbst oder sein Vermogen
schadigt. Die MaBnahme dient damit in
erster Linie dem Schutz vor uneinsichtiger
Selbstschadigung. Ein Einwilligungsvorbe-
halt kann z.B. auch angeordnet werden, um



zu verhindern, dass jemand an nachteiligen
Geschaften festhalten muss, weil ihm im
Einzelfall der Nachweis der Geschaftsunfa-
higkeit nicht gelingt.

EheschlieBung und Errichtung von
Testamenten; Wahlrecht

Betreute kdnnen, wenn sie geschaftsfa-
hig sind, ihre héchstpersonlichen Rechte
weiter wahrnehmen, z.B. heiraten. Eben-
so koénnen sie ein Testament errichten,

Dauer der Betreuung

Die Betreuerbestellung und die Anord-
nung eines Einwilligungsvorbehalts dir-
fen nicht langer als notwendig dauern.
§1908 d Abs.1BGB schreibt deshalb aus-
dricklich vor, dass die Betreuung aufzu-
heben ist, wenn ihre Voraussetzungen
wegfallen. Die beteiligten Personen, ins-
besondere der Betreute und der Betreu-
er, haben daher jederzeit die Méglichkeit,
dem Betreuungsgericht den Wegfall der
die Betreuungsbedurftigkeit begriinden-
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wenn sie testierféhig, d. h. in der Lage
sind, die Bedeutung ihrer Erklarung ein-
zusehen und nach dieser Einsicht zu han-
deln. Die Betreuerbestellung hat darauf
keinen Einfluss. Einen Einwilligungsvor-
behalt hierfur gibt es nicht. Der Zustim-
mung des Betreuers fur diese Handlun-
gen bedarf es deshalb nie. Auch das Wahl-
recht behalten die Betreuten, sofern nicht
eine umfassende Betreuerbestellung fur
alle Angelegenheiten erfolgt ist.

den Voraussetzungen mitzuteilen und so
auf eine Aufhebung der Betreuung hinzu-
wirken. Ferner wird bereits in die gerichtli-
che Entscheidung Giber die Bestellung des
Betreuers das Datum des Tages aufge-
nommen, an dem das Gericht die getrof-
fene MaBnahme uberpraft haben muss.
Spatestens nach sieben Jahren muss
Uber die Aufhebung oder Verlangerung
entschieden werden.
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Betreuerauswahl

Der Betreuer wird vom Betreuungsge-
richt bestellt. Dabei muss nach Méglich-
keit eine einzelne Person ausgewahlt wer-
den (§ 1897 Abs. 1 BGB). Dies kann eine
dem betroffenen Menschen nahestehen-
de Person, das Mitglied eines Betreuungs-
vereins, ein selbstandiger Berufsbetreu-
er, aber auch eine bei einem Betreuungs-
verein angestellte oder bei der zustandi-
gen Behdrde beschéftigte Person sein.
Bei der Auswahl sind die vom Betroffenen

§ 1897

(Betreuer)

(1) Zum Betreuer bestellt das Betreuungsgericht
eine naturliche Person, die geeignet ist, in dem ge-
richtlich bestimmten Aufgabenkreis die Angele-
genheiten des Betreuten rechtlich zu besorgen und
ihn in dem hierfur erforderlichen Umfang person-
lich zu betreuen.

(2) Der Mitarbeiter eines nach § 1908 f anerkann-
ten Betreuungsvereins, der dort ausschlieBlich
oder teilweise als Betreuer tatig ist (Vereinsbetreu-
er), darf nur mit Einwilligung des Vereins bestellt
werden. Entsprechendes gilt fur den Mitarbeiter
einer in Betreuungsangelegenheiten zustandigen
Behorde, der dort ausschlieBlich oder teilweise als
Betreuer tatig ist (Behordenbetreuer).

(3) Wer zu einer Anstalt, einem Heim oder einer
sonstigen Einrichtung, in welcher der Volljahrige
untergebracht ist oder wohnt, in einem Abhéangig-
keitsverhéltnis oder in einer anderen engen Bezie-
hung steht, darf nicht zum Betreuer bestellt wer-
den.

(4) Schlagt der Volljahrige eine Person vor, die zum
Betreuer bestellt werden kann, so ist diesem Vor-
schlag zu entsprechen, wenn es dem Wohl des Voll-
jahrigen nicht zuwiderlauft. Schlagt er vor, eine
bestimmte Person nicht zu bestellen, so soll hie-
rauf Rucksicht genommen werden. Die Satze 1
und 2 gelten auch fur Vorschlage, die der Volljah-
rige vor dem Betreuungsverfahren gemacht hat, es
sei denn, dass er an diesen Vorschlagen erkennbar
nicht festhalten will.

geduBerten Winsche, wer die Betreuung
Ubernehmen soll, zu bertcksichtigen. Ab-
gesehen davon haben die Personen Vor-
rang, die geeignet und zur ehrenamtlichen
Ubernahme der Betreuung bereit sind.
Das Gericht kann auch mehrere Betreu-
er bestellen, wenn dies sinnvoll erscheint
(§ 1899 Abs. 1 BGB). Allerdings darf dann
in der Regel nur ein Betreuer die Betreu-
ung berufsmaBig fuhren und eine Ver-
gltung erhalten. Nur in bestimmten Fal-

(5) Schlagt der Volljahrige niemanden vor, der zum
Betreuer bestellt werden kann, so ist bei der Aus-
wahl des Betreuers auf die verwandtschaftlichen
und sonstigen persénlichen Bindungen des Volljah-
rigen, insbesondere auf die Bindungen zu Eltern,
zu Kindern, zum Ehegatten und zum Lebenspart-
ner, sowie auf die Gefahr von Interessenkonflikten
Ricksicht zu nehmen.

(6) Wer Betreuungen im Rahmen seiner Berufs-
austbung fuhrt, soll nur dann zum Betreuer be-
stellt werden, wenn keine andere geeignete Person
zur Verfugung steht, die zur ehrenamtlichen Fuh-
rung der Betreuung bereit ist. Werden dem Betreu-
er Umstande bekannt, aus denen sich ergibt, dass
der Volljahrige durch eine oder mehrere Personen
auBerhalb einer Berufsaustibung betreut werden
kann, so hat er dies dem Gericht mitzuteilen.

(7) Wird eine Person unter den Voraussetzungen
des Absatzes 6 Satz 1 erstmals in dem Bezirk des
Betreuungsgerichts zum Betreuer bestellt, soll
das Gericht zuvor die zustandige Behorde zur Eig-
nung des ausgewahlten Betreuers und zu den nach
§ 1 Abs. 1 Satz 1 zweite Alternative des Vormuinder-
und Betreuervergltungsgesetzes zu treffenden
Feststellungen anhoéren. Die zusténdige Behorde
soll die Person auffordern, ein Flhrungszeugnis
und eine Auskunft aus dem Schuldnerverzeichnis
vorzulegen.

(8) Wird eine Person unter den Voraussetzungen
des Absatzes 6 Satz 1 bestellt, hat sie sich tber
Zahl und Umfang der von ihr berufsmaBig gefuhr-
ten Betreuungen zu erklaren.



len kann ein Verein oder die Betreuungs-
behoérde selbst mit der Aufgabe betraut
werden und dies auch nur so lange, bis
die Betreuung durch eine Einzelperson
moglich ist (§ 1900 BGB). Durch diesen
Vorrang der Einzelbetreuung soll erreicht
werden, dass sich zwischen der betreuten
und der betreuenden Person ein Vertrau-
ensverhaltnis entwickeln kann.

Bei der Auswahl der Person, die die Be-
treuung Ubernehmen soll, kommt den
Winschen der Betroffenen gro3e Bedeu-
tung zu. Schlagen sie eine bestimmte Per-
son vor, die bereit und geeignet ist, diese
Aufgabe zu Gbernehmen, so ist das Ge-
richt an diesen Vorschlag gebunden. Eine
Ausnahme gilt nur dort, wo die Bestellung
der vorgeschlagenen Person dem Wohl
der Betroffenen zuwiderlaufen wuirde
(§ 1897 Abs. 4 Satz 1 BGB).

Letzteres kann etwa der Fall sein, wenn
ein volljahrig gewordenes geistig behin-
dertes Kind, aus einer Augenblickslaune
heraus, eine dritte Person anstelle sei-
ner zur Betreuung gut geeigneten Eltern
vorschlagt. Lehnen Betroffene eine be-
stimmte Person als Betreuer ab, so soll
hierauf Rucksicht genommen werden (§
1897 Abs. 4 Satz 2 BGB).

Diese Person darf dann nur bei Vorlie-
gen besonderer Griinde mit der Betreu-
ung beauftragt werden. Schlagen die
Betroffenen niemanden vor, so ist bei
der Auswahl des Betreuers auf ihre ver-
wandtschaftlichen und sonstigen per-
sénlichen Beziehungen, insbesonde-
re auf die Bindungen zu Eltern, Kindern,
Ehegatten oder Lebenspartnern, so-
wie auf die Gefahr von Interessenkonflik-
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ten Ricksicht zu nehmen (§ 1897 Abs. 5
BGB). Als Betreuer ist eine Person nur
dann geeignet, wenn sie in der Lage ist,
den hilfsbedtrftigen Menschen in dem
erforderlichen Umfang persoénlich zu be-
treuen. (vgl. Abschnitt ,Persdnliche Be-
treuung”). Dies kann im Einzelfall schwie-
rig zu beurteilen sein. Feststehende Krite-
rien hierfur gibt es nicht, da alle Falle ver-
schieden gelagert sind. Das Gericht wird
aber etwa darauf achten, Berufsbetreu-
ern nicht unbegrenzt viele Betreuungen
zu Ubertragen, weil dann die personliche
Betreuung nicht mehr gewahrleistet ist.
Diejenigen, die zu der Einrichtung, in der
die betreute Person lebt, in einem Abhé&n-
gigkeitsverhaltnis oder einer anderen en-
gen Beziehung stehen (z.B. das Personal
eines Seniorenwohnheims), scheiden we-
gen der Gefahr von Interessenkonflikten
von vornherein als Betreuer aus (§ 1897

§ 1899 BGB

(Mehrere Betreuer)

(1) Das Betreuungsgericht kann mehrere Betreu-
er bestellen, wenn die Angelegenheiten des Be-
treuten hierdurch besser besorgt werden kon-
nen. In diesem Fall bestimmt es, welcher Be-
treuer mit welchem Aufgabenkreis betraut wird.
Mehrere Betreuer, die eine Vergutung erhalten,
werden auBer in den in den Abséatzen 2 und 4 so-
wie § 1908i Abs. 1 Satz 1in Verbindung mit § 1792
geregelten Fallen nicht bestellt.

(2) Fur die Entscheidung tber die Einwilligung in
eine Sterilisation des Betreuten ist stets ein be-
sonderer Betreuer zu bestellen.

(3) Soweit mehrere Betreuer mit demselben Auf-
gabenkreis betraut werden, kénnen sie die Ange-
legenheiten des Betreuten nur gemeinsam besor-
gen, es sei denn, dass das Gericht etwas anderes
bestimmt hat oder mit dem Aufschub Gefahr ver-
bundenist.

(4) Das Gericht kann mehrere Betreuer auch in
der Weise bestellen, dass der eine die Angelegen-
heiten des Betreuten nur zu besorgen hat, soweit
der andere verhindert ist.
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Abs. 3 BGB). AuBerdem soll der Berufs-
betreuer bei seiner erstmaligen Bestel-
lung ein Fuhrungszeugnis und eine Aus-
kunft aus dem Schuldnerverzeichnis vor-
legen (§ 1897 Abs. 7 Satz 2 BGB).

Die Betreuerbestellung ist erst moglich,
wenn die ausgewahlte Person sich zur
Ubernahme bereit erklart hat. Jeder Bur-
ger ist grundsatzlich verpflichtet, eine Be-
treuung ehrenamtlich zu Ubernehmen,
wenn er hierfiir geeignet und die Uber-
nahme auch zumutbar ist (§ 1898 Abs.
1 BGB). Allerdings kann das Gericht nie-
manden dazu zwingen. Wer jedoch die
Ubernahme einer Betreuung ohne Grund
ablehnt, ist fur den Schaden verantwort-
lich, der der betreuungsbedurftigen Per-
son durch die eingetretene Verzégerung
entsteht. Steht keine ehrenamtlich tatige
Person zur Verfuigung oder ist die Betreu-
ung besonders schwierig, so wird das Ge-
richt jemanden bestellen, der Betreuun-
gen berufsmaRig fuhrt.

§ 1898

(Bereiterklarung)

(1) Der vom Betreuungsgericht Ausgewahlte ist
verpflichtet, die Betreuung zu tibernehmen, wenn
er zur Betreuung geeignet ist und ihm die Uber-
nahme unter Berticksichtigung seiner familidren,
beruflichen und sonstigen Verhéltnisse zugemu-
tet werden kann.

(2) Der Ausgewahlte darf erst dann zum Betreuer
bestellt werden, wenn er sich zur Ubernahme der
Betreuung bereit erklart hat.

§ 1900

(Betreuungsverein)

(1) Kann der Volljghrige durch eine oder mehre-
re nattrliche Personen nicht hinreichend betreut
werden, so bestellt das Betreuungsgericht einen
anerkannten Betreuungsverein zum Betreuer.
Die Bestellung bedarf der Einwilligung des Ver-
eins.

(2) Der Verein ubertragt die Wahrnehmung der
Betreuung einzelnen Personen. Vorschlagen des
Volljahrigen hat er hierbei zu entsprechen, so-
weit nicht wichtige Griinde entgegenstehen. Der
Verein teilt dem Gericht alsbald mit, wem er die
Wahrnehmung der Betreuung tbertragen hat.

(3) Werden dem Verein Umstande bekannt, aus
denen sich ergibt, dass der Volljahrige durch eine
oder mehrere nattrliche Personen hinreichend
betreut werden kann, so hat er dies dem Gericht
mitzuteilen.

(4) Kann der Volljghrige durch eine oder mehre-
re naturliche Personen oder durch einen Verein
nicht hinreichend betreut werden, so bestellt das
Gericht die zustandige Behérde zum Betreuer.
Die Absatze 2 und 3 gelten entsprechend.

(5) Vereinen oder Behorden darf die Entschei-
dung tber die Einwilligung in eine Sterilisation
des Betreuten nicht tibertragen werden.



Fur einen betreuten Menschen kann es
nachteilig sein, wenn der Betreuer ausge-
tauscht wird und er sich deshalb an eine
neue Person gewdhnen muss. Ein Wech-
sel soll daher nach Moglichkeit vermie-
den werden. Allerdings kénnen Betreu-
er, denen die Fihrung der Betreuung auf-
grund neu eingetretener Umsténde nicht
mehr zugemutet werden kann, ihre Ent-
lassung verlangen. Betreuer, die ihre Auf-
gaben nicht mehr sachgerecht erfullen,
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sind vom Gericht zu entlassen. Schla-
gen Betreute im Laufe der Zeit eine an-
dere, gleich gut geeignete und zur Uber-
nahme der Betreuung bereite Person vor,
so wird das Gericht dem folgen, wenn es
dem Wohl der Betroffenen dient. Berufs-
betreuer sollen abgelést werden, wenn
die Betreuung kinftig von einer ehren-
amtlich tatigen Person wahrgenommen
werden kann.
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Betreuer haben die Aufgabe, die Betreu-
ten in dem ihnen tbertragenen Wirkungs-
kreis zu vertreten. Sie haben insoweit die
Stellung eines gesetzlichen Vertreters;
dies gilt auch, wenn sie im Namen der Be-
treuten Prozesse fuhren (§ 1902 BGB).
Von der Vertretungsbefugnis erfasst wer-
den aber nur die Handlungen innerhalb
des gerichtlich zugewiesenen Aufgaben-
kreises. Wenn sie feststellen, dass auch in
anderen Bereichen Unterstltzung durch
eine gesetzliche Vertretung nétig ist, dir-
fen Betreuer hier nicht einfach tatig wer-
den, sondern missen das Betreuungsge-
richt unterrichten und dessen Entschei-
dung abwarten. Vorher durfen sie nur in
besonders eiligen Fallen handeln. Auch
alle anderen Umstande, die im Hinblick
auf den Erforderlichkeitsgrundsatz eine
Einschrankung oder Aufhebung der ge-
richtlichen Entscheidung ergeben koénn-
ten, sind dem Betreuungsgericht mitzu-
teilen (§ 1901 Abs. 5 BGB). Bei Zweifeln,
ob eine bestimmte Handlung in den Auf-
gabenbereich der Betreuung féllt, emp-
fiehlt sich eine Ruckfrage beim Betreu-
ungsgericht. Die Post sowie den Fernmel-
deverkehr der Betreuten diirfen Betreuer
nur dann kontrollieren, wenn das Gericht
ihnen diesen Aufgabenkreis ausdricklich
zugewiesen hat (§ 1896 Abs. 4 BGB).

Stirbt der Betreute, so hat der Betreuer
dies dem Betreuungsgericht mitzuteilen.
Die Bestattung des Verstorbenen soll-
te der Betreuer grundsatzlich den Ange-

hoérigen Uberlassen, denen die Totensor-
ge obliegt. Falls Angehdrige nicht zur Ver-
fligung stehen, empfiehlt es sich, die 6rt-
liche Ordnungsbehérde zu unterrichten,
der eine Hilfszusténdigkeit fur die Durch-
fuhrung der Bestattung zukommt.

Zu den Aufgaben des Betreuers gehort
es in diesem Fall auch, unaufschiebbare
Angelegenheiten zu regeln und nach Ab-
wicklung aller Geschéfte einen Schluss-
bericht zu erstellen.

§1902

(Vertretung durch Betreuer)

In seinem Aufgabenkreis vertritt der Betreuer
den Betreuten gerichtlich und auBergerichtlich.




§ 1901

(Wohl des Betreuten)

(1) Die Betreuung umfasst alle Tatigkeiten, die er-
forderlich sind, um die Angelegenheiten des Be-
treuten nach MaBgabe der folgenden Vorschrif-
ten rechtlich zu besorgen.

(2) Der Betreuer hat die Angelegenheiten des Be-
treuten so zu besorgen, wie es dessen Wohl ent-
spricht. Zum Wohl des Betreuten gehért auch die
Méoglichkeit, im Rahmen seiner Fahigkeiten sein
Leben nach seinen eigenen Wiinschen und Vor-
stellungen zu gestalten.

(3) Der Betreuer hat Wiinschen des Betreuten
zu entsprechen, soweit dies dessen Wohl nicht
zuwiderlauft und dem Betreuer zuzumuten ist.
Dies gilt auch fur Wunsche, die der Betreute vor
der Bestellung des Betreuers geduBert hat, es
sei denn, dass er an diesen Winschen erkenn-
bar nicht festhalten will. Ehe der Betreuer wichti-
ge Angelegenheiten erledigt, bespricht er sie mit
dem Betreuten, sofern dies dessen Wohl nicht zu-
widerlauft.

(4) Innerhalb seines Aufgabenkreises hat der Be-
treuer dazu beizutragen, dass Moglichkeiten ge-
nutzt werden, die Krankheit oder Behinderung
des Betreuten zu beseitigen, zu bessern, ihre
Verschlimmerung zu verhtten oder ihre Folgen
zu mildern. Wird die Betreuung berufsmaBig ge-
fuhrt, hat der Betreuer in geeigneten Fallen auf
Anordnung des Gerichts zu Beginn der Betreu-
ung einen Betreuungsplan zu erstellen. In dem
Betreuungsplan sind die Ziele der Betreuung und
die zu ihrer Erreichung zu ergreifenden MaBnah-
men darzustellen.

(5) Werden dem Betreuer Umstande bekannt, die
eine Aufhebung der Betreuung erméglichen, so
hat er dies dem Betreuungsgericht mitzuteilen.
Gleiches gilt fur Umstéande, die eine Einschran-
kung des Aufgabenkreises ermoéglichen oder
dessen Erweiterung, die Bestellung eines weite-
ren Betreuers oder die Anordnung eines Einwilli-
gungsvorbehaltes (§ 1903) erfordern.

Personliche Betreuung

Der Betreuer muss den Betreuten in sei-
nem Aufgabenbereich persoénlich be-
treuen. Er darf sich nicht auf die Erledi-
gung des anfallenden Schriftverkehrs
beschranken. Ein wichtiger Teil seiner
Aufgabe ist vielmehr der personliche
Kontakt. Ist der Betreute so stark behin-
dert, dass Gesprache mit ihm nicht mog-
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lich sind, so muss der Betreuer ihn gleich-
wohl aufsuchen, um sich einen Eindruck
von seinem Befinden zu verschaffen. Per-
sénliche Betreuung ist dagegen nicht in
dem Sinn zu verstehen, dass der Betreuer
selbst hilft, etwa im Haushalt oder bei der
Pflege. Innerhalb seines Aufgabengebie-
tes hat er daftir Sorge zu tragen, dass die
erforderliche Hilfe fir den Betreuten or-
ganisiert und seine ihm verbliebenen Fa-
higkeiten geférdert und Rehabilitations-
chancen genutzt werden.

Fuhrt der Betreuer die Betreuung berufs-
mafig, hat er nach Ermessen des Ge-
richts zu Beginn der Betreuung einen
Betreuungsplan zu erstellen, in dem die
Ziele der Betreuung und die zu ihrer Er-
reichung zu ergreifenden MaBnahmen
dargestellt werden (§ 1901 Abs. 4 BGB).
Mindestens einmal im Jahr muss der Be-
treuer dem Betreuungsgericht Gber die
Entwicklung der persoénlichen Verhalt-
nisse des Betreuten berichten. Dies kann
schriftlich oder mindlich geschehen.

Wohl und Wiinsche der Betreuten

Die Betreuung ist so zu fuhren, wie es
dem Wohl der Betreuten entspricht
(§ 1901 BGB). Dazu gehort auch, dass
nicht einfach Uber ihre Kopfe hinweg
entschieden wird. Vielmehr missen be-
treute Menschen mit ihren Vorstellun-
gen ernst genommen werden. Es dient
ihrem Wohl, wenn ihnen nicht etwas auf-
gezwungen wird, sondern wenn sie im
Rahmen der noch vorhandenen Fahig-
keiten und der objektiv gegebenen Még-
lichkeiten nach eigenen Winschen und
Vorstellungen leben kénnen. Betreuer
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missen sich daher durch regelmaflige
persdénliche Kontakte und Besprechung
wichtiger anstehender Entscheidungen
ein Bild davon machen, welche Vorstel-
lungen die betreute Person hat, was sie
gerne mochte und was sie nicht will. Da-
nach mussen sie sich auch richten, es
sei denn, dies wére flr sie selbst unzu-
mutbar oder liefe dem Wohl der Betreu-
ten zuwider. Eigene Vorstellungen dir-
fen sie nicht ohne zwingenden Grund an
die Stelle derjenigen der Betreuten set-
zen. So darf z.B. Betreuten nicht gegen
ihren Willen eine knauserige Lebensfih-
rung aufgezwungen werden, wenn ent-
sprechende Geldmittel vorhanden sind.
Auch Wuinsche, die vor Eintritt der Be-
treuungsbedurftigkeit zum Ausdruck ge-
bracht worden sind (z.B. in Bezug auf die
Person des Betreuers oder die Lebens-
fuhrung), sind beachtlich, es sei denn,
dass die hilfsbedtirftige Person zwischen-
zeitlich ihre Meinung geédndert hat.

Lassen sich die Winsche der betreuten
Person nicht feststellen, so sollte der Be-
treuer versuchen, ihren mutmaBlichen
Willen herauszufinden. Hierfur sind Aus-
kinfte von Angehorigen oder anderen
nahe stehenden Personen nutzlich. An-
haltspunkte durften sich auch aus der
bisherigen Lebensfiuhrung ergeben.

Schutz in persénlichen
Angelegenheiten

Ein besonderes Kennzeichen des Betreu-
ungsrechts ist darin zu sehen, dass es die
personlichen Angelegenheiten der betrof-
fenen Menschen gegentiber den Vermo-
gensangelegenheiten in den Vordergrund
rtickt. Das personliche Wohlergehen des

anvertrauten Menschen darf dem Be-
treuer — unabhéngig von dem festgeleg-
ten Aufgabenkreis — nie gleichglltig sein.
Werden einem Betreuer Aufgaben im Be-
reich der Personensorge ubertragen, so
wird es sich in den meisten Fallen um An-
gelegenheiten der Gesundheitsfursorge
oder der Aufenthaltsbestimmung han-
deln. Ist dem Betreuer die Gesundheits-
sorge Ubertragen, sollte er sich unbe-
dingt auch daruber informieren, welcher
Krankenversicherungsschutz fur den Be-
treuten besteht. Fur besonders wichtige
Angelegenheiten in diesem Bereich (Un-
tersuchung des Gesundheitszustandes,
Heilbehandlung, arztlicher Eingriff — auch
Sterilisation —, Unterbringung oder unter-
bringungsahnliche MaBnahmen wie etwa
das Festbinden altersverwirrter Men-
schen am Bett) enthédlt das Gesetz be-
sondere Vorschriften, die das Handeln
des Betreuers an bestimmte Vorausset-
zungen binden und ggf. einer Pflicht zur
gerichtlichen Genehmigung unterwerfen.
Ein besonderer Schutz ist auch fur den
Fall der Wohnungsauflésung vorgesehen,
die Uber den rein wirtschaftlichen Aspekt
hinaus schwerwiegende Folgen fur die
persoénlichen Lebensverhéltnisse der Be-
troffenen haben kann.



Untersuchung des Gesundheitszu-
standes, Heilbehandlung, a&rztlicher
Eingriff

Schon lange ist in der Rechtsprechung
anerkannt, dass arztliche MaBnahmen
nur zulassig sind, wenn der Patient in
ihre Vornahme wirksam eingewilligt hat,
nachdem zuvor eine hinreichende Auf-
klarung Gber die MaBnahme und die mit
ihr verbundenen Risiken erfolgt ist. Wer-
den arztliche MaBnahmen ohne wirksa-
me Einwilligung vorgenommen, so stel-
len sie u. U. einen rechtswidrigen und
strafbaren Eingriff in die koérperliche Un-
versehrtheit dar. Auch wenn Patien-
ten rechtlich betreut werden, haben sie
selbst Uber die Durchfuhrung der arztli-
chen MaBnahme zu entscheiden, sofern
sie einwilligungsfahig sind, d. h. Art, Be-
deutung und Tragweite der beabsichtig-
ten MaBnahme erfassen und ihren Wil-
len hiernach bestimmen kénnen. Aus die-
sem Grund muss sich der Betreuer, auch
wenn der Aufgabenkreis die betreffende
arztliche MaBnahme umfasst, vergewis-
sern, ob die betreute Person in der kon-
kreten Situation einwilligungsfahig ist
und selbst entscheiden kann, ob sie in
die arztliche MaBnahme einwilligt. Zu be-
achten ist, dass der Betreute im Hinblick
auf unterschiedlich komplizierte MaBBnah-
men durchaus in einem Fall einwilligungs-
fahig sein kann, im anderen Fall dagegen
nicht. Wenn die betreute Person nicht ein-
willigungsfahig ist, hat der Betreuer nach
hinreichender arztlicher Aufklarung tber
die Einwilligung in die medizinische Mal3-
nahme zu entscheiden. Einer schriftlich
niedergelegten, den konkreten Fall tref-
fenden Patientenverfligung des Betreu-
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ten hat der Betreuer Ausdruck und Gel-
tung zu verschaffen (§ 1901a Abs. 1 BGB).
Liegt keine Patientenverfligung vor oder
treffen die Festlegungen einer Patienten-
verfugung nicht auf die aktuelle Lebens-
und Behandlungssituation zu, hat der
Betreuer die Behandlungswiinsche oder
den mutmaBlichen Willen des Betreu-
ten festzustellen und auf dieser Grundla-
ge zu entscheiden (§ 1901a Abs. 2 BGB).
Ausfuhrliche Informationen finden sich in
der Broschure ,Patientenverfiigung” des
Bundesministeriums der Justiz (www.
bmj.bund.de).

Es gelten hier die allgemeinen Regeln:
Wichtige Angelegenheiten sind nach
Méoglichkeit vorher mit der betreuten Per-
son zu besprechen. lhre Winsche (auch
solche, die sie in einer so genannten Be-
treuungsverfligung festgelegt hat), sind
zu beachten, soweit dies ihrem Wohl nicht
zuwiderlauft und es dem Betreuer zuzu-
muten ist.

In bestimmten Féllen bedarf die Einwil-
ligung des Betreuers der Genehmigung
des Betreuungsgerichts, und zwar dann,
wenn die begrindete Gefahr besteht,
dass die betreute Person aufgrund der
MaBnahme stirbt oder einen schweren
und langer dauernden gesundheitlichen
Schaden erleidet (§ 1904 Abs. 1 Satz 1
BGB). Das Genehmigungsverfahren be-
zweckt in solchen schwerwiegenden Fal-
len auch, die Betreuer mit ihrer Verant-
wortung nicht alleine zu lassen. Eine be-
grundete Todesgefahr im Sinne der Vor-
schrift besteht z.B. bei einer Operation,
wenn das damit verbundene Risiko allge-
meine Gefahren, wie sie etwa mit jeder
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Narkose verbunden sind, Ubersteigt. Ein
schwerer und langer dauernder gesund-
heitlicher Schaden ist z.B. im Falle des
Verlustes der Sehkraft, bei der Amputa-
tion eines Beines oder bei nachhaltigen
Personlichkeitsveranderungen anzuneh-
men. Die Gefahr eines solchen Schadens-
eintritts muss konkret und nahe liegend
sein; nur hypothetische oder unwahr-
scheinliche Gefahren I6sen keine Geneh-
migungspflicht aus. Bei Zweifeln sollten
sich die Betreuer an das Betreuungsge-
richt wenden.

Keine Genehmigungspflicht bestehtin Eil-
fallen, wenn mit dem Aufschub der Mal3-
nahme Gefahr verbunden ware (§ 1904
Abs. 1 Satz 2 BGB).

Auch die Nichteinwilligung oder der Wi-
derruf der Einwilligung des Betreuers in
eine Untersuchung des Gesundheitszu-
stands, eine Heilbehandlung oder einen
arztlichen Eingriff, bedarf der Genehmi-
gung des Betreuungsgerichts, wenn die
MaBRnahme medizinisch angezeigt ist und
die begriindete Gefahr besteht, dass der
Betreute auf Grund des Unterbleibens
oder des Abbruchs der MaBnahme stirbt
oder einen schweren und ldnger dauern-
den gesundheitlichen Schaden erleidet.
Einer solchen Genehmigung bedarf es in
all diesen Fallen nicht, wenn zwischen Be-
treuer und behandelndem Arzt Einver-
nehmen daruber besteht, dass die Ertei-
lung, die Nichterteilung oder der Widerruf
der Einwilligung dem nach § 1901a BGB
festgestellten Willen des Betreuten ent-
spricht (§ 1904 Abs. 4 BGB).

§1904

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei arztli-
chen MaBnahmen)

(1) Die Einwilligung des Betreuers in eine Unter-
suchung des Gesundheitszustands, eine Heil-
behandlung oder einen arztlichen Eingriff be-
darf der Genehmigung des Betreuungsgerichts,
wenn die begrundete Gefahr besteht, dass der
Betreute auf Grund der MaBnahme stirbt oder ei-
nen schweren und lédnger dauernden gesundheit-
lichen Schaden erleidet. Ohne die Genehmigung
darf die MaBnahme nur durchgefiuihrt werden,
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist.

(2) Die Nichteinwilligung oder der Widerruf der
Einwilligung des Betreuers in eine Untersuchung
des Gesundheitszustands, eine Heilbehandlung
oder einen arztlichen Eingriff bedarf der Geneh-
migung des Betreuungsgerichts, wenn die MafB3-
nahme medizinisch angezeigt ist und die begriin-
dete Gefahr besteht, dass der Betreute auf Grund
des Unterbleibens oder des Abbruchs der Maf3-
nahme stirbt oder einen schweren und langer
dauernden gesundheitlichen Schaden erleidet.

3) Die Genehmigung nach den Absatzen 1 und 2
ist zu erteilen, wenn die Einwilligung, die Nichtein-
willigung oder der Widerruf der Einwilligung dem
Willen des Betreuten entspricht.

(4) Eine Genehmigung nach den Abséatzen 1 und
2 ist nicht erforderlich, wenn zwischen Betreu-
er und behandelndem Arzt Einvernehmen dar-
Uber besteht, dass die Erteilung, die Nichtertei-
lung oder der Widerruf der Einwilligung dem nach
§ 1901a festgestellten Willen des Betreuten ent-
spricht.

(5) Die Abséatze 1bis 4 gelten auch fur einen Bevoll-
machtigten. Er kann in eine der in Absatz 1 Satz 1
oder Absatz 2 genannten Ma3nahmen nur einwil-
ligen, nicht einwilligen oder die Einwilligung wider-
rufen, wenn die Vollmacht diese MaBnahmen aus-
drucklich umfasst und schriftlich erteilt ist.



§ 1901a BGB

(Patientenverfuigung)

(1) Hat ein einwilligungsfahiger Volljahriger fur
den Fall seiner Einwilligungsunfahigkeit schrift-
lich festgelegt, ob er in bestimmte, zum Zeitpunkt
der Festlegung noch nicht unmittelbar bevorste-
hende Untersuchungen seines Gesundheitszu-
stands, Heilbehandlungen oder &rztliche Eingrif-
fe einwilligt oder sie untersagt (Patientenverfu-
gung), pruft der Betreuer, ob diese Festlegungen
auf die aktuelle Lebens- und Behandlungssitua-
tion zutreffen. Ist dies der Fall, hat der Betreuer
dem Willen des Betreuten Ausdruck und Geltung
zu verschaffen. Eine Patientenverfigung kann je-
derzeit formlos widerrufen werden.

(2) Liegt keine Patientenverfuigung vor oder tref-
fen die Festlegungen einer Patientenverfiigung
nicht auf die aktuelle Lebens- und Behandlungs-
situation zu, hat der Betreuer die Behandlungs-
wiinsche oder den mutmaBlichen Willen des Be-
treuten festzustellen und auf dieser Grundlage
zu entscheiden, ob er in eine &rztliche MaBnah-
me nach Absatz 1 einwilligt oder sie untersagt.
Der mutmaBliche Wille ist aufgrund konkreter
Anhaltspunkte zu ermitteln. Zu bertcksichti-
gen sind insbesondere frithere miindliche oder
schriftliche AuBerungen, ethische oder religiése
Uberzeugungen und sonstige persénliche Wert-
vorstellungen des Betreuten.

(3) Die Abséatze 1und 2 gelten unabhangig von Art
und Stadium einer Erkrankung des Betreuten.

(4) Niemand kann zur Errichtung einer Patien-
tenverfugung verpflichtet werden. Die Errichtung
oder Vorlage einer Patientenverfligung darf nicht
zur Bedingung eines Vertragsschlusses gemacht
werden.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Bevollmachtig-
te entsprechend.

§ 1899 BGB

(Mehrere Betreuer)

(2) Fur die Entscheidung tuber die Einwilligung in
eine Sterilisation des Betreuten ist stets ein be-
sonderer Betreuer zu bestellen.
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Sterilisation

Die Sterilisation stellt einen schweren
Eingriff in die korperliche Unversehrt-
heit dar. Der dadurch herbeigefiihrte Ver-
lust der Fortpflanzungsfahigkeit kann oft
nicht mehr rickgangig gemacht werden.
Besonders problematisch ist dieser Ein-
griff, wenn Uber ihn nicht der Betroffene
selbst, sondern ein anderer als Vertreter
entscheidet.

Das Gesetz enthalt ein vélliges Verbot der
Sterilisation von Minderjéhrigen. Bei ein-
willigungsunfahigen Volljghrigen bedarf
der Betreuer, wenn der Eingriff durch-
gefuhrt werden soll, hierfir der Geneh-
migung des Betreuungsgerichts, die nur
unter ganz engen Voraussetzungen in
einem sehr strengen Verfahren erteilt
werden kann (§ 1905 BGB). Um Interes-
senkollisionen auszuschlieBen, ist far die-
se Entscheidung stets ein besonderer Be-
treuer zu bestellen (§ 1899 Abs. 2 BGB).
Zwangssterilisationen darf es nicht ge-
ben. AuBerdem haben alle anderen Me-
thoden der Empféngnisverhitung Vor-
rang. Die Sterilisation ist nur zur Abwen-
dung schwerwiegender Notlagen, die mit
einer Schwangerschaft verbunden wa-
ren, zulassig.



34

§ 1905

(Sterilisation)

(1) Besteht der &rztliche Eingriff in einer Sterilisa-
tion des Betreuten, in die dieser nicht einwilligen
kann, so kann der Betreuer nur einwilligen, wenn

1. die Sterilisation dem Willen des Betreuten nicht
widerspricht,

2.der Betreute auf Dauer einwilligungsunfahig
bleiben wird,

3. anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation
zu einer Schwangerschaft kommen wurde,

4.infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr
fur das Leben oder die Gefahr einer schwer-
wiegenden Beeintrachtigung des korperlichen
oder seelischen Gesundheitszustandes der
Schwangeren zu erwarten waére, die nicht auf
zumutbare Weise abgewendet werden kénn-
te, und

5. die Schwangerschaft nicht durch andere zu-
mutbare Mittel verhindert werden kann.

Als schwerwiegende Gefahr fur den seelischen
Gesundheitszustand der Schwangeren gilt auch
die Gefahr eines schweren und nachhaltigen Lei-
des, das ihr drohen wirde, weil betreuungsge-
richtliche MaBnahmen, die mit ihrer Trennung
vom Kind verbunden waren (§§ 1666, 1666 a), ge-
gen sie ergriffen werden mussten.

(2) Die Einwilligung bedarf der Genehmigung des
Betreuungsgerichts.

Die Sterilisation darf erst zwei Wochen nach
Wirksamkeit der Genehmigung durchgefihrt
werden. Bei der Sterilisation ist stets der Metho-
de der Vorzug zu geben, die eine Refertilisierung
zulésst.

Unterbringung

Betreuer kdnnen unter bestimmten Vor-
aussetzungen die von ihnen betreute Per-
son mit gerichtlicher Genehmigung in ei-
ner geschlossenen Einrichtung (z.B. in ei-
nem psychiatrischen Krankenhaus) oder
in einer geschlossenen Abteilung eines
Krankenhauses oder eines Altenheimes
unterbringen. Die Unterbringung ist aller-
dings nur unter den in § 1906 Abs. 1 BGB
genanntenVoraussetzungenzulassig,d. h.
wenn die Gefahr einer erheblichen ge-
sundheitlichen Selbstschadigung oder
gar Selbsttétung besteht oder wenn ohne
die Unterbringung eine notwendige arzt-
liche MaBnahme nicht durchgefuhrt wer-
den kann.

Die Unterbringung eines Erwachsenen
aus lediglich ,erzieherischen Grinden*
ist nicht moglich. Auch eine Unterbrin-
gung wegen der Gefahrdung Dritter ist
nicht zulassig. Solche Unterbringungen
sind nicht Aufgabe der Betreuer, sondern
der nach den Unterbringungsgesetzen
der einzelnen Lander zustandigen Behor-
den und Gerichte. In Nordrhein-Westfa-
len sind dies die 6rtlichen Ordnungsbe-
horden und die Amts- (Betreuungs-) Ge-
richte.

Ohne vorherige Genehmigung sind Un-
terbringungen durch Betreuer nur aus-
nahmsweise zuldssig, wenn mit dem Auf-
schub Gefahr verbunden ist. Die Geneh-
migung muss dann aber unverzlglich
nachgeholt werden (§ 1906 Abs. 2 BGB).
Betreuer haben die Unterbringung zu be-
enden, wenn ihre Voraussetzungen weg-
fallen, z.B. die friher vorhandene Selbst-
tétungsgefahr nicht mehr besteht. Sie



bedurfen zur Beendigung der Unterbrin-
gung nicht der Genehmigung des Betreu-
ungsgerichts. Bei Zweifeln kénnen sie
sich allerdings vom Betreuungsgericht
beraten lassen. Eine Beendigung der Un-
terbringung ist dem Betreuungsgericht
anzuzeigen.

»Unterbringungsdhnliche
MaBnahmen*

Wenn Betreute auBBerhalb geschlossener
Abteilungen in Anstalten, Heimen oder
sonstigen Einrichtungen leben, so ist
dies an sich nicht genehmigungsbedurf-
tig. Der Genehmigung des Betreuungsge-
richts bedarf es jedoch auch in diesen Fal-
len, wenn Betreuten durch mechanische
Vorrichtungen, Medikamente oder auf
andere Weise Uber einen langeren Zeit-
raum oder regelméaBig die Freiheit entzo-
gen werden soll (sog. unterbringungsahn-
liche MaBRnahmen, § 1906 Abs. 4 BGB).
Dies gilt auch dann, wenn der Betreute
bereits mit gerichtlicher Genehmigung in
einer geschlossenen Abteilung oder Ein-
richtung untergebracht ist.

Eine Freiheitsentziehung ist nicht anzu-
nehmen, wenn jemand auch ohne die
MaBnahme gar nichtin der Lage ware, sich
fortzubewegen oder wenn die MaBRnahme
ihn nicht an der willentlichen Fortbewe-
gung hindert (Beispiel: Zum Schutz vor
dem Herausfallen aus dem Bett wird ein
Gurt angebracht, den die betreute Person
aber - falls sie es méchte — 6ffnen kann).
Eine rechtswidrige Freiheitsentziehung
liegt auch nicht vor, wenn die betreute Per-
son die entsprechende Einwilligungsfahig-
keit besitzt und mit der MaBnahme einver-
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§ 1906

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der
Unterbringung)

(1) Eine Unterbringung des Betreuten durch den
Betreuer, die mit Freiheitsentziehung verbunden
ist, ist nur zul&ssig, solange sie zum Wohl des Be-
treuten erforderlich ist, weil

1. auf Grund einer psychischen Krankheit oder
geistigen oder seelischen Behinderung des Be-
treuten die Gefahr besteht, dass er sich selbst t6-
tet oder erheblichen gesundheitlichen Schaden
zufligt, oder

2. eine Untersuchung des Gesundheitszustan-
des, eine Heilbehandlung oder ein &rztlicher Ein-
griff notwendig ist, ohne die Unterbringung des
Betreuten nicht durchgefuihrt werden kann und
der Betreute auf Grund einer psychischen Krank-
heit oder geistigen oder seelischen Behinderung
die Notwendigkeit der Unterbringung nicht er-
kennen oder nicht nach dieser Einsicht handeln
kann.

(2) Die Unterbringung ist nur mit Genehmigung
des Betreuungsgerichts zulassig. Ohne die Ge-
nehmigung ist die Unterbringung nur zulassig,
wenn mit dem Aufschub Gefahr verbunden ist;
die Genehmigung ist unverzuglich nachzuholen.

(3) Der Betreuer hat die Unterbringung zu been-
den, wenn ihre Voraussetzungen wegfallen. Er
hat die Beendigung der Unterbringung dem Be-
treuungsgericht anzuzeigen.

(4) Die Absatze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn
dem Betreuten, der sich in einer Anstalt, einem
Heim oder einer sonstigen Einrichtung aufhalt,
ohne untergebracht zu sein, durch mechanische
Vorrichtungen, Medikamente oder auf andere
Weise Uber einen langeren Zeitraum oder regel-
maRig die Freiheit entzogen werden soll.

(5) Die Unterbringung durch einen Bevollmach-
tigten und die Einwilligung eines Bevollméchtig-
ten in MaBnahmen nach Absatz 4 setzt voraus,
dass die Vollmacht schriftlich erteilt ist und die
in den Abséatzen 1 und 4 genannten MaBnahmen
ausdrucklich umfasst. Im tbrigen gelten die Ab-
satze 1bis 4 entsprechend.
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standen ist. Nur bei einwilligungsunfahi-
gen Betreuten entscheidet deren Betreuer
(mit dem Aufgabenkreis , Aufenthaltsbe-
stimmung®).

Als freiheitsentziehende MaBnahmen
kommen u.a. in Betracht: Bettgitter;
Leibgurt im Bett oder am Stuhl; Festbin-
den der Arme und Beine; AbschlieBen des
Zimmers oder der Station, wenn die Off-
nung auf Wunsch der Bewohnerin oder
des Bewohners nicht jederzeit gewahr-
leistet ist; Medikamente, die in erster Li-
nie die Ruhigstellung bezwecken (Gegen-
beispiel: Die Ruhigstellung ist Nebenwir-
kung eines zu Heilzwecken verabreichten
Medikaments). Bei Zweifeln tber die Ge-
nehmigungsbedirftigkeit sollte das Be-
treuungsgericht befragt werden.

In Eilfallen, in denen zum Schutz der Be-
treuten ohne vorherige Genehmigung ge-
handelt werden muss, ist diese unverzig-
lich nachzuholen.

Wohnungsauflésung

Mit der Auflésung der Wohnung gehen
Lebensmittelpunkt, die vertraute Umge-
bung und vielfach auch der Bekannten-
kreis verloren. Unter Betreuung stehende
Menschen sollen daher insoweit vor Giber-
eilten MaBnahmen geschutzt werden
(§ 1907 BGB).

Zur Kundigung eines Mietverhéltnisses
Uber Wohnraum, den die betreute Per-
son gemietet hat, bedarf es der vorhe-
rigen Genehmigung des Betreuungsge-
richts. Gleiches gilt fur andere Erklarun-
gen, die auf die Aufhebung eines solchen
Mietverhéltnisses gerichtet sind (z.B.

Aufhebungsvertrag). Treten andere Um-
stande ein, aufgrund derer die Beendi-
gung des Mietverhaltnisses in Betracht
kommt (z.B. Kindigung durch die Ver-
mieterin oder den Vermieter), so ist dies
dem Betreuungsgericht unverziglich
mitzuteilen, wenn die Betreuung diesen
Aufgabenkreis umfasst. Soll Wohnraum
auf andere Weise als durch Kindigung
oder Aufhebung eines Mietverhéltnisses
aufgegeben werden (etwa durch Verkauf
der Mébel, wéhrend die betreute Person
im Krankenhaus ist), so ist dies ebenfalls
unverzuglich dem Betreuungsgericht
mitzuteilen. Auch die Vermietung von
Wohnraum der betreuten Person (z.B.
wahrend diese sich im Krankenhaus be-
findet) bedarf der betreuungsgerichtli-
chen Genehmigung.

§ 1907

(Genehmigung des Betreuungsgerichts bei der
Aufgabe der Mietwohnung)

(1) Zur Kundigung eines Mietverhéltnisses Uber
Wohnraum, den der Betreute gemietet hat, be-
darf der Betreuer der Genehmigung des Betreu-
ungsgerichts. Gleiches gilt fur eine Willenserkla-
rung, die auf die Aufhebung eines solchen Miet-
verhéaltnisses gerichtet ist.

(2) Treten andere Umsténde ein, auf Grund de-
rer die Beendigung des Mietverhaltnisses in Be-
tracht kommt, so hat der Betreuer dies dem Be-
treuungsgericht unverziglich mitzuteilen, wenn
sein Aufgabenkreis das Mietverhéltnis oder die
Aufenthaltsbestimmung umfasst. Will der Be-
treuer Wohnraum des Betreuten auf andere Wei-
se als durch Kundigung oder Aufhebung eines
Mietverhaltnisses aufgeben, so hat er dies gleich-
falls unverzuglich mitzuteilen.

(3) Zu einem Miet- oder Pachtvertrag oder zu ei-
nem anderen Vertrag, durch den der Betreute zu
wiederkehrenden Leistungen verpflichtet wird,
bedarf der Betreuer der Genehmigung des Be-
treuungsgerichts, wenn das Vertragsverhéltnis
langer als vier Jahre dauern oder vom Betreuer
Wohnraum vermietet werden soll.



Tatigkeit des Betreuers in vermégens-
rechtlichen Angelegenheiten

Anlegung eines
Vermogensverzeichnisses

Betreuer haben bei Ubernahme von An-
gelegenheiten der Vermogenssorge zu-
nachst ein Verzeichnis des Betreutenver-
mogens fur das Gericht zu erstellen. Der
Stichtag (beim Gericht erfragen!) ist auf
dem Verzeichnis anzugeben. Auch das
Aktenzeichen der Sache ist einzutragen.
Wenn das Gericht fur die Erstellung ein
Formular ausgehéandigt hat, so sollte die-
ses verwandt werden, wobei unzutreffen-
de Spalten mit Negativzeichen zu verse-
hen sind.

Allgemeine Pflichten

Ist dem Betreuer eine Angelegenheit aus
dem Bereich der Vermdégenssorge Uber-
tragen, so hat er bei allen Handlungen zu
beachten, dass er das Vermdgen nicht
im eigenen, sondern allein im Interesse
des Betreuten verwaltet und dabei vor
unberechtigten Vermdgensabfllissen zu
schitzen hat. Fur ihn gilt daher die Pflicht,
Geld des Betreuten nicht fur sich zu ver-
wenden. Er hat daher darauf zu achten,
dass sein eigenes und das Geld des Be-
treuten auf getrennten Konten verwaltet
wird. AuBRerdem darf der Betreuer im Na-
men des Betreuten nur Gelegenheitsge-
schenke machen, wenn dies dem Wunsch
des Betreuten entspricht und nach des-
sen Lebensverhéltnissen tblich ist. Im
Ubrigen sind Geschenke aus dem Ver-
mogen des Betreuten unzulassig, es sei
denn, es handelt sich um ein Geschenk,
das der Anstand gebietet.
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Beim Ausfiillen des Verzeichnisses ist
zu beachten:

Auch solche Anspriiche gehéren zum Be-
treutenvermogen, die vor Einrichtung der
Betreuung entstanden sind. Darauf soll-
te geachtet werden, vor allem im Hinblick
auf die Zeit ab einer akuten Verschlechte-
rung des Krankheitsbildes.

Grundsttcke sind mit ihrer Grundbuch-
bezeichnung anzugeben. Sie missen zum
Zwecke der Wertangabe nicht amtlich ge-
schatzt werden. Vielmehr kdnnen Betreu-
er den ihrer Auffassung nach zutreffen-
den Verkehrswert angeben. Zu verzeich-
nen sind Giro- und Sparkonten. Nachwei-
se sind beim Gericht mit einzureichen.

Im Falle von Wertpapierangaben ist der
Depotauszug zum Stichtag in Ablichtung
beizuftigen.

Gleich zu Beginn sollten Betreuer die
Heimleitung oder das Personal, falls
moglich auch die betreute Person
selbst fragen, ob Konten vorhanden
sind. Bei den Banken sollten sie sich
— unter Vorlage des Betreuerauswei-
ses — vorstellen. Auch mit der Arbeits-
stelle des Betreuten sowie mit den in
Betracht kommenden Sozialbehérden
(Agentur fur Arbeit, Kranken-, Pflege-,
Rentenversicherung, = Wohngeldstel-
le, Sozialamt, Integrationsamt) soll-
te erforderlichenfalls Verbindung auf-
genommen werden, desgleichen mit
Glaubigern sowie Schuldnern.
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Bei Angabenim Vermoégensverzeichnis zu
Hausrat und Gegenstanden des personli-
chen Gebrauchs ist nur dann eine Einzel-
aufstellung erforderlich, wenn die Gegen-
stédnde noch einen wirklichen Wert haben.
Ist das nicht der Fall, gentigt eine Gesamt-
wertangabe, bei allgemeiner Wertlosig-
keit ein Hinweis darauf.

Einklinfte kénnen durch Kontoauszlige,
Verdienst- oder Rentenbescheide nach-
gewiesen werden.

Rechnungslegung und
Berichterstattung

Dem Gericht sind Betreuer zur regelmaBi-
gen Rechnungslegung und Berichterstat-
tung verpflichtet.

Nach Einreichung des Vermodgensver-
zeichnisses wird vom Gericht der Abrech-
nungszeitraum festgelegt. Fur die Ab-
rechnung sollte der vom Gericht Gber-
sandte Abrechnungsvordruck verwendet
werden. Der Anfangsbestand der Ab-
rechnung berechnet sich aus dem Be-
stand des Vermdgensverzeichnisses.
Zwischenzeitliche Einnahmen und Ausga-
ben sind in die dafur vorgesehenen Spal-
ten einzutragen, wobei wiederkehrende
Betrdge zusammengefasst werden kon-
nen. Belege sind beizufigen; sie werden
vom Gericht zurtickgesandt. Fur Sparbu-
cher und Depotausztige reichen Ablich-
tungen, die sich auf den Abrechnungs-
zeitraum erstrecken, aus.

Vor Einreichung ist die Abrechnung auf
ihre rechnerische Richtigkeit zu Uberpri-
fen. Die Belege sind entsprechend den
laufenden Nummern des Abrechnungs-

Der Abrechnung ist ein Bericht tber
die persénlichen Verhaltnisse der be-
treuten Person beizufiigen (Wie hau-
fig sind die Kontakte zu ihr? Wo ist ihr
Aufenthalt? Wie ist ihr Gesundheitszu-
stand? Wird die Betreuung weiter fir
notwendig gehalten? Sollte der Wir-
kungskreis der Betreuung erweitert
oder eingeschrankt werden? usw.).

vordruckes zu kennzeichnen. Um Ruck-
fragen zu vermeiden, sollten notwendige
Hinweise schriftlich beigefligt werden.

Falls Probleme mit der Rechnungsle-
gung entstehen, kann Rat bei der Be-
treuungsbehorde oder beim Betreuungs-
gericht eingeholt werden. Falls die Be-
treuung vom Vater, von der Mutter, vom
Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ei-
nem Abkéommling gefuhrt wird, besteht
eine Pflicht zur laufenden Rechnungs-
legung nur, wenn das Gericht dies aus-
dricklich angeordnet hat. Ist der Betreuer
von der Rechnungslegung befreit, ist min-
destens alle zwei Jahre eine Bestands-
aufstellung des Vermégens beim Gericht
einzureichen. Im Ubrigen sollte beachtet
werden, dass die betreute Person selbst
sowie — im Falle ihres Todes — ihre Erben
ein Recht auf Auskunft haben. Deshalb
empfiehlt es sich, Uber die Verwaltungs-
vorgéange Buch zu fiihren und Belege und
Kontoauszlge aufzuheben.



Geldanlage und Geldgeschiéfte

Das Betreutenvermogen ist wirtschaftlich
zu verwalten. Geld, das nicht zum Bestrei-
ten laufender Ausgaben benétigt wird, ist
verzinslich und mundelsicher anzulegen.
Mundelsicher sind alle Banken mit aus-
reichender Sicherungseinrichtung (dazu
zéhlen alle GroBbanken, Volksbanken
und Raiffeisenkassen) sowie Kommunal-
banken (Stadt und Kreissparkassen). Das
Geld sollte mit der Bestimmung angelegt
werden, dass es nur mit Genehmigung
des Betreuungsgerichts abgehoben wer-
den kann (sog. Sperrabrede). Auch die
Geldanlage selbst muss vom Gericht ge-
nehmigt werden.

Als Anlageform kommen auch Wertpapie-
re in Betracht, wenn diese mundelsicher
sind. Der Anlagewunsch sollte dem Ge-
richt vorher mitgeteilt werden. Dabei ist
auch zu klaren, ob und in welcher Weise
eine Hinterlegung oder Verwahrung der
Wertpapiere und ggf. die erwahnte Sperr-
abrede erforderlich sind.

Geld kann auch in Sachwerten angelegt
werden, etwa in Gold. Der Wirtschaftlich-
keitsgrundsatz ist hier aber besonders zu
beachten. Kostbarkeiten sollten bei Ban-
ken deponiert werden; das Gericht kann
im Einzelfall die Hinterlegung anordnen.
In jedem Fall ist eine Ricksprache mit
dem Betreuungsgericht empfehlenswert.

Anlagegenehmigungen sind nicht not-
wendig, wenn der Betreuer Elternteil,
Ehegatte, Lebenspartner oder Abkémm-
ling des Betreuten ist, soweit das Betreu-
ungsgericht nichts anderes anordnet.
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Abhebungen von gesperrten Konten
mussen vorher genehmigt werden. Dies
gilt auch fur félliges Festgeld oder félliges
Wertpapiergeld (Ausnahme: die Betreu-
ung wird vom Vater, von der Mutter, vom
Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder ei-
nem Abkdmmling gefiihrt). Deshalb soll-
te das Betreuungsgericht benachrichtigt
werden, sobald die Falligkeit des Geldes
von der Bank angekundigt wird.

Fiur eine Abhebung oder Uberweisung
von einem (nicht gesperrten) Giro- oder
Kontokorrentkonto braucht der Betreu-
er dagegen keine gerichtliche Genehmi-
gung mehr; seit 1. September 2009 kann
er Uber das Guthaben auf einem solchen
Konto genehmigungsfrei verfiigen. Uber-
steigt das Guthaben auf dem Giro- oder
Kontokorrentkonto des Betreuten den fur
dessen laufende Ausgaben bendétigten
Geldbetrag, hat der Betreuer den Uber-
schuss aber ebenfalls verzinslich und
mindelsicher anzulegen.

Handlungen, die der Genehmigung
durch das Betreuungsgericht
bediirfen

Grundstiicksgeschifte

Hier bestehen umfangreiche Genehmi-
gungserfordernisse, nicht nur beim Kauf
und Verkauf eines Grundstiicks der be-
treuten Person, sondern ebenso z.B. bei
der Bestellung von Grundschulden und
Hypotheken.

Weitere genehmigungspflichtige Rechts-
geschafte sind z.B. Erbauseinanderset-
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zungen, Erbausschlagungen, Kreditauf-
nahmen (dazu gehért auch die Uberzie-
hung eines Girokontos!), Arbeitsvertrage,
Mietvertrage, wenn sie fur langere Dauer
als vier Jahre abgeschlossen werden und
Lebensversicherungsvertrage.

Soll ein Vertrag zwischen der betreu-
ten und der betreuenden Person ab-
geschlossen werden, so ist die Vertre-
tung der betreuten Person durch den
Betreuer ausgeschlossen. In diesen Fal-
len muss das Betreuungsgericht ein-
geschaltet werden, damit fur den Ab-
schluss des Vertrages ein weiterer Be-
treuer bestellt werden kann.

Haftpflichtversicherung

Betreuer haben den Betreuten gegeniber
fur schuldhafte (vorsatzliche oder fahr-
lassige) Pflichtverletzungen einzuste-
hen. Auch das Unterlassen einer Hand-
lung kann eine Schadensersatzpflicht
auslésen. In Nordrhein-Westfalen be-
steht seit dem O1. Juli 2007 eine Sam-
mel-Haftpflichtversicherung des Landes
fur Vermoégensschaden. Versichert sind
vom Betreuungsgericht bestellte ehren-
amtliche Betreuer, Vormunder und Pfle-
ger. Je Versicherungsfall betragt die Ver-
sicherungssumme 100.000 Euro und fur
alle Versicherungsfalle einer versicher-
ten Person in einem Versicherungsjahr
200.000 Euro fur Vermogensschaden.
Gegenuber anderen bestehenden Haft-
pflichtversicherungen von selbstandigen
oder unselbststéndigen Vereinigungen, in
denen der Betreuer mitversichert ist, ist
die neue Versicherung subsidiar. Der Ab-
schluss einer eigenen individuellen Haft-
pflichtversicherung wird damit entbehr-
lich.

Im Schadensfall oder bei Fragen zum Ver-
sicherungsschutz wenden Sie sich bit-
te an den betreuenden Versicherungs-
dienst:

Ecclesia Versicherungsdienst GmbH
KlingenbergstralBe 4

32758 Detmold

Tel.: 05231/603-6112

Fax: 05231/603-197

E-Mail: ehrenamt@ecclesia.de
www.ecclesia.de



Betreueranspriiche

Ersatz von Aufwendungen

Der Betreuer braucht die mit der Betreu-
ung verbundenen notwendigen Auslagen
nicht aus eigener Tasche zu bezahlen,
vielmehr steht ihm insoweit ein Kosten-
vorschuss bzw. -ersatz zu. Den entspre-
chenden Geldbetrag kann er unmittelbar
dem Vermégen des Betreuten entneh-
men, wenn der Betreute nicht mittellos
ist und dem Betreuer die Vermdgenssor-
ge fur den Betreuten Ubertragen ist. Die
Frage der Mittellosigkeit beurteilt sich da-
bei nach den differenzierenden Bestim-
mungen des Zwolften Buches des Sozi-
algesetzbuches, tber deren Einzelheiten
der Rechtspfleger am Betreuungsgericht
Auskunft geben kann. Anrechnungsfrei
bleiben beispielsweise kleinere Barbetra-
ge; die Grenze hierfur liegt grundsatzlich
bei 1.600 €, nach Vollendung des 60. Le-
bensjahres oder bei besonderer Behin-
derung bei 2.600 €. In Einzelfallen kén-
nen sich die Freibetrdge noch erhdhen.
Weitere anrechnungsfreie Vermdgens-
werte sind u.a. ein selbst genutztes an-
gemessenes Hausgrundstick, Kapital,
das zum Erwerb eines Heimplatzes an-
gespart wurde, oder Kapital, dessen An-
sammlung zur Altersvorsorge staatlich
gefordert wurde. In diesen Féllen rich-
tet sich der Anspruch auf Ersatz von Auf-
wendungen gegen die Staatskasse. Der
Betreuer hat dabei jeweils die Wahl, ob
er jede einzelne Aufwendung abrechnen
und entsprechend belegen will oder ob
er von der Méglichkeit Gebrauch machen
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will, zur Abgeltung seines Anspruchs auf
Aufwendungsersatz eine pauschale Auf-
wandsentschadigung von jahrlich 323 €
zu beanspruchen. Fur beide Anspriche
gelten kurze Erldschensfristen. In Zwei-
felsfragen sollte sich der Betreuer an den
zustandigen Rechtspfleger beim Betreu-
ungsgericht wenden.

Entscheidet sich der Betreuer fur die Ein-
zelabrechnung, so gilt Folgendes: Fur Fahr-
kosten sieht das Gesetz ein Kilometergeld
von 0,30 €/km vor. Bei gréBeren Stre-
cken werden unter Umstédnden nur die
Kosten eines o6ffentlichen Verkehrsmit-
tels erstattet. Einzelheiten sollten deshalb
in solchen Fallen mit dem Betreuungsge-
richt geklart werden. Der Anspruch auf
Erstattung der einzelnen Auslagen er-
lischt, wenn er nicht binnen 15 Monaten
ab Entstehung der Aufwendungen gel-
tend gemacht wird.

Erhalt der Betreuer die jahrliche pauscha-
le Aufwandsentschadigung, zahlt sie zum
steuerpflichtigen Einkommen. Es kann
sich deshalb empfehlen, alle Belege auf-
zuheben, auch wenn man nicht die Ein-
zelabrechnung wahlt, um ggf. gegentber
dem Finanzamt die Héhe der Aufwendun-
gen belegen zu kdnnen. Zur steuerlichen
Behandlung der Pauschalen hat das Bun-
desfinanzministerium mit Schreiben vom
25.11.2008 den Finanzamtern Hinwei-
se zur Anwendung der Steuervorschrif-
ten erteilt. Danach fallen die Pauscha-
len unter den Freibetrag von 500 € in § 3
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Achtung: Auch fur den Anspruch auf
Geltendmachung der pauschalen Auf-
wandsentschadigung gibt es eine Aus-
schlussfrist! Sie beginnt mit dem auf
die Bestellung des Betreuers folgenden
Jahrestag; der Anspruch muss bis zum
31.03. des folgenden Kalenderjahres
geltend gemacht werden (§ 1835a BGB).

Nr. 26a EStG. AuBerdem ist ein weiterer
Freibetrag von 256 € aus § 22 Nr. 3 EStG
zu berucksichtigen. Damit ist klargestellt,
dass auch ohne Nachweis der Einzelauf-
wendungen die Aufwandspauschalen fur
zwei ehrenamtlich gefiihrte Betreuungen
steuerfrei bleiben. Fuhrt der Betreuer da-
gegen mehr als zwei ehrenamtliche Be-
treuungen, Uberschreitet er die Freigren-
ze, so dass es wichtig sein kann, die Héhe
der konkreten Aufwendungen gegentiber
dem Finanzamt nachweisen zu kdnnen.

Vergiitung

Betreuungen werden grundsétzlich eh-
renamtlich und damit unentgeltlich ge-
fuhrt. Sie werden jedoch dann entgeltlich
gefuhrt, wenn das Gericht bei der Bestel-
lung des Betreuers festgestellt hat, dass
der Betreuer die Betreuung berufsma-
Big fuhrt. In diesem Fall bestimmt sich die
Héhe der Verglitung nach den Vorschrif-
ten des Vormunder- und Betreuervergut-
tungsgesetzes (VBVG). Der Berufsbetreu-
er erhélt je nach seiner beruflichen Qua-
lifikation einen Stundensatz zwischen 27
und 44 Euro; hierin ist der Ersatz fur sei-
ne Aufwendungen sowie eine anfallen-
de Umsatzsteuer bereits enthalten (§ 4

Beispiel: Ist die Bestellung am
15.01.2009 erfolgt, ist der Anspruch
am 15.01.2010 entstanden; er muss
bis spatestens 31.03.2011 geltend ge-
macht werden. Bei einer Bestellung am
20.12.2009 entsteht der Anspruch am
20.12.2010, folglich erlischt er ebenfalls
am 31.03.2011. Das Datum ist deshalb
fur den Anspruch auf Aufwandsentscha-
digung wichtig.

VBVG). Fur die Fuhrung der Betreuung
werden dabei je nach Dauer der Betreu-
ung und Aufenthalt des Betreuten in einer
Einrichtung oder zu Hause pauschal zwi-
schen zwei und sieben Stunden pro Monat
vergltet; ist der Betreute nicht mittellos,
sind im Monat pauschal zwischen zweiein-
halb und achteinhalb Stunden zu vergtiten
(§ 5VBVG). Bei Mittellosigkeit des Betreu-
ten ist die Verglitung aus der Staatskasse
zu zahlen. Wird die Betreuung nicht von ei-
nem Berufsbetreuer gefiihrt, so kann das
Betreuungsgericht dem ehrenamtlichen
Betreuer ausnahmsweise gleichwohl eine
angemessene Vergltung bewilligen, so-
weit der Umfang oder die Schwierigkeit
der vom Betreuer zu erledigenden Ge-
schéfte dies rechtfertigen und der Betreu-
te nicht mittellos ist (§ 1836 Abs. 2 BGB).

Soweit die Staatskasse Zahlungen an
den Betreuer erbringt, kann diese un-
ter bestimmten Voraussetzungen Ersatz
von dem Betreuten oder dessen Erben
verlangen. Dies kommt insbesondere in
Betracht, wenn der zunédchst mittello-
se Betreute spater Vermogen (etwa aus
Anlass einer Erbschaft) erwirbt. Einzel-
heiten hierzu kénnen vom zusténdigen



Rechtspfleger beim Betreuungsgericht
erfragt werden.

Hilfe durch Behérden und Vereine

In der praktischen Arbeit mit den Betrof-
fenen kommt es vor allem darauf an, mog-
lichst viele geeignete Menschen fir die
Ubernahme einer Betreuung zu gewin-
nen. Es wird sich dabei vielfach um Ange-
horige, Nachbarn oder Personen aus dem
Freundes- oder Kollegenkreis der Betrof-
fenen handeln, teilweise aber auch um
Mitburger, die diesen menschlich Uber-
aus wertvollen Dienst fur Personen tber-
nehmen, zu denen sie vorher keinen Kon-
takt hatten.

Es ist ein wichtiges Ziel des Betreuungs-
gesetzes, dass die ehrenamtlichen Be-
treuer bei der Erfillung ihrer anspruchs-
vollen Tatigkeit nicht allein gelassen wer-
den, sondern dass fur sie ein zuverlassi-
ges System der Begleitung, Beratung und
Hilfe vorhanden ist.

Moglichkeiten zur Beratung bestehen so-
wohl beim Betreuungsgericht als auch bei
der zustandigen Betreuungsbehdrde.
Zustandige Behorden fur Betreuungs-
angelegenheiten sind die kreisfreien und
die groBRen kreisangehorigen Stadte, fur
die Ubrigen kreisangehorigen Gemein-
den die Kreise. Sie fuhren im Rahmen
dieser Aufgaben die Zusatzbezeichnung
,Betreuungsstelle” (§ 1 Abs. 1 Landesbe-
treuungsgesetz NRW). Mit Fragen etwa
aus dem Bereich des Zivilrechts z.B. im
Zusammenhang mit Genehmigungsvor-
behalten oder mit der jahrlichen Rech-
nungslegung wird man sich eher an das
Gericht wenden. Dagegen ist die zustén-
dige Behorde der Hauptansprechpart-
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ner, soweit es um eher praktische Fra-
gen geht. Die Behérde wird dabei Hin-
weise auf mogliche Hilfsangebote (z.B.
allgemeiner Sozialdienst, Einsatz von
Haushaltshilfen, fahrbarer Mittagstisch,
Gemeindeschwestern, Sozialstationen,
Vermittlung von Heimplatzen) geben,
vielleicht solche Hilfen auch vermitteln
kénnen.

Gerade am Anfang ihrer Tatigkeit wer-
den Betreuer auf Beratung besonderen
Wert legen. Daher ist es wichtig, dass sie
in ihre Aufgaben eingefiuhrt werden, wo-
bei die zustandige Behorde fir ein aus-
reichendes Einfuhrungs- und Fortbil-
dungsangebot zu sorgen hat. Im Rahmen
entsprechender Veranstaltungen kon-
nen nicht nur Rechtsfragen der Betreu-
ung und die verschiedenen Hilfsange-
bote, sondern auch Regeln fir den Um-
gang mit den Betroffenen besprochen
werden. Eine wichtige Rolle kommt nach
dem Betreuungsgesetz den Betreuungs-
vereinen zu. Hauptamtliche Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Vereine sol-
len —in Ergédnzung des Angebots von Ge-
richten und Beho6rden — die Betreuer be-
raten und sie bei der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben unterstttzen. AuBerdem ist
ein regelmafiger Erfahrungsaustausch
mit anderen Betreuern wiinschenswert.
Auskunfte Uber Betreuungsvereine wird
die zustandige Betreuungsbehoérde er-
teilen kénnen.

Die Beratungsmoglichkeiten bei Betreu-
ungsvereinen und Betreuungsbehorden
stehen auch den Vorsorgebevollméchtig-
ten offen.
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Das gerichtliche Verfahren

Einleitung des Verfahrens

Eine Betreuung wird vom Amts- (Be-
treuungs-) gericht eingerichtet. Betroffe-
ne kdnnen die Betreuung selbst beantra-
gen. Ist jemand lediglich kérperlich behin-
dert, kann eine Betreuung nur auf eige-
nen Antrag angeordnet werden. In allen
anderen Féllen entscheidet das Gericht
auch ohne Antrag der Betroffenen von
Amts wegen. Dritte (etwa Familienange-
horige, Nachbarn oder auch Behérden)
kénnen beim Gericht eine entsprechende
Anregung geben.

Zustéandiges Gericht

Fur die Anordnung einer Betreuung ist in
erster Linie das Gericht zustandig, in des-
sen Bezirk der Betroffene zur Zeit der An-
tragstellung den gewoéhnlichen Aufent-
halt hat, sich also hauptsachlich aufhalt.

Stellung der Betroffenen

Die Betroffenen sind in jedem Fall verfah-
rensfahig, d. h. sie kbnnen selbst Antrage
stellen und Rechtsmittel gegen gerichtli-
che Entscheidungen einlegen. Sie sollen
deshalb vom Betreuungsgericht tiber den
moglichen Verlauf des Verfahrens unter-
richtet werden.

Verfahrenspflegschaft

Soweit dies zur Wahrnehmung der Inte-
ressen des Betroffenen erforderlich ist,
bestellt das Gericht ihnen einen Pfle-
ger fur das Verfahren. Diese Person soll
die Betroffenen im Verfahren untersttt-

zen und ihnen z.B. die einzelnen Verfah-
rensschritte, den Inhalt der Mitteilungen
des Gerichts und die Bedeutung der An-
gelegenheit erlautern. Erkennbare An-
liegen der Betroffenen hat sie — so weit
sie mit deren Interessen vereinbar sind —
dem Gericht zu unterbreiten, damit die-
se Wunsche in die Entscheidung des Ge-
richts einflieBen kénnen.

Als Verfahrenspfleger sollen vorrangig
ehrenamtlich tatige Personen bestellt
werden, z.B. Vertrauenspersonen aus
dem Familien-, Freundes- und Bekann-
tenkreis. Soweit keine ehrenamtlichen
Verfahrenspfleger in Betracht kommen,
kann zum Verfahrenspfleger auch be-
stellt werden, wer Pflegschaften beruf-
lich fuhrt, insbesondere Mitarbeiter von
Betreuungsvereinen, Sozialarbeiter so-
wie Rechtsanwalte.

Persoénliche Anhdrung der
Betroffenen

Das Gericht muss vor Entscheidungen in
Betreuungssachen die Betroffenen — von
wenigen Ausnahmefallen abgesehen -
personlich anhéren und sich einen unmit-
telbaren Eindruck von ihnen verschaffen.
Dadurch soll sichergestellt werden, dass
sich der Richter hinreichend tber die Per-
sonlichkeit der Betroffenen informiert.
Den unmittelbaren Eindruck soll sich das
Gericht in der Ublichen Umgebung der
Betroffenen verschaffen, wenn diese es
verlangen oder wenn es der Sachaufkla-



rung dient. Gegen ihren Willen sollen die
Betroffenen jedoch nicht in ihrer Privat-
sphare gestért werden. Widersprechen
sie einem Besuch des Richters, so findet
die Anhérung im Gericht statt.

Der Anhoérungstermin muss, sofern ein
Verfahrenspfleger bestellt ist, in Gegen-
wart dieser Person durchgefihrt wer-
den. Das Gericht kann auch bereits in die-
ser Phase des Verfahrens einen Sachver-
sténdigen hinzuziehen. Auf Wunsch der
Betroffenen kann eine Person ihres Ver-
trauens teilnehmen. Weiteren Personen
kann das Gericht die Anwesenheit gestat-
ten, jedoch nicht gegen den Willen der Be-
troffenen.

Das Ergebnis der Anhdrungen, das Sach-
verstandigengutachten oder das &rztli-
che Zeugnis sowie die Auswahl des Be-
treuers und die von der Betreuung er-
fassten Aufgabenbereiche werden mit
den Betroffenen erdértert, soweit dies zur
Gewahrung des rechtlichen Gehoérs oder
zur Sachaufklarung notwendig ist (sog.
Schlussgesprach). Das Schlussgesprach
kann mit der persoénlichen Anhérung der
Betroffenen verbunden werden.

Beteiligung Dritter

Das Gericht gibt der Betreuungsbehorde
Gelegenheit zur AuBerung, wenn die Be-
troffenen dies verlangen oder wenn es der
Sachaufklarung dient. In der Regel sollen
auch Ehegatten, Lebenspartner im Sinne
des Lebenspartnerschaftsgesetzes, El-
tern, Pflegeeltern und Kinder Gelegenheit
zur Stellungnahme erhalten. Auf Wunsch
der Betroffenen hat das Gericht auch ei-
ne weitere Vertrauensperson anzuhoren,
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allerdings nur, wenn dadurch keine erheb-
liche zeitliche Verzégerung eintritt.

Sachverstédndigengutachten

Eine Betreuung und ein Einwilligungsvor-
behalt dirfen — von Ausnahmefallen ab-
gesehen — nur angeordnet werden, wenn
das Gericht ein Sachverstandigengutach-
ten Uber die Notwendigkeit und den Um-
fang der Betreuung sowie die voraus-
sichtliche Dauer der Hilfsbedurftigkeit
eingeholt hat. Der Sachverstandige ist
verpflichtet, vor der Erstattung des Gut-
achtens die Betroffenen persénlich zu un-
tersuchen und zu befragen. Das Gericht
darf vorhandene Gutachten einschlie3-
lich der Befunde des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung bei
der Pflegekasse anfordern und mit Einwil-
ligung des Betroffenen bzw. des Verfah-
renspflegers in Verfahren zur Bestellung
eines Betreuers verwerten.

Bekanntmachung, Wirksamkeit,
Betreuerurkunde

Die Entscheidung ist dem Betroffenen be-
kannt zu geben sowie dem Betreuer, dem
Verfahrenspfleger und der Betreuungsbe-
horde. Wirksamkeit erlangt die Entschei-
dung in der Regel mit der Bekanntgabe an
den Betreuer. Betreuer werden vom Ge-
richt (Rechtspfleger) mundlich verpflich-
tet; sie erhalten eine Urkunde Ober ihre
Bestellung. Diese Urkunde dient als Aus-
weis fur die Vertretungsmoglichkeit. Sie
ist sorgfaltig aufzubewahren. Im Zweifel
ist sie zusammen mit dem Personalaus-
weis zu verwenden, da sie kein Lichtbild
enthalt. Die Urkunde sollte nicht im Ori-
ginal an Dritte Ubersandt werden; Ablich-
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tungen oder beglaubigte Ablichtungen rei-
chen daflir in der Regel aus. Nach Beendi-
gung der Betreuung ist die Urkunde an das
Gericht zurtickzugeben.

Einstweilige Anordnung

Das beschriebene Verfahren, das eine
umfassende Ermittlungstatigkeit des Ge-
richts erfordert, nimmt gewisse Zeit in
Anspruch. Haufig muss jedoch rasch ge-
handelt werden. Dann kann das Gericht
in einem vereinfachten Verfahren durch
einstweilige Anordnung eine vorlaufige Be-
treuung und/oder einen vorlaufigen Einwil-
ligungsvorbehalt anordnen, einen Betreu-
er entlassen oder den Aufgabenkreis der
Betreuung vorlaufig erweitern. EilmaBnah-
men sind allerdings nur unter bestimmten
Voraussetzungen zuléssig und durfen kei-
nesfalls langer als héchstens ein Jahr be-
stehen bleiben.

In besonders eiligen Fallen kann das Ge-
richt anstelle eines Betreuers selbst die
notwendigen MaBBnahmen treffen.

Rechtsmittel

Als Rechtsmittel kommt die Beschwer-
de in Betracht, die binnen einer Frist von
einem Monat oder in bestimmten Féllen
auch innerhalb einer Frist von 2 Wochen
eingelegt werden muss.

Gegen die Entscheidungen des Beschwer-
degerichts ist in Betreuungssachen zur
Bestellung eines Betreuers, zur Aufhe-
bung einer Betreuung, zur Anordnung
oder Aufhebung eines Einwilligungsvor-
behaltes und in Unterbringungssachen
mit freiheitsentziehenden MafRnahmen
die Rechtsbeschwerde zum Bundesge-

richtshof moéglich. Gegen andere Entschei-
dungen des Beschwerdegerichts ist die
Rechtsbeschwerde nur nach Zulassung
durch das Beschwerdegericht statthaft.

Welches Rechtsmittel im Einzelfall in Be-
tracht kommt, wo und auf welche Wei-
se es einzulegen ist, ergibt sich aus der
Rechtsmittelbelehrung, die das Gericht
seiner Entscheidung beizufligen hat.

Das Unterbringungsverfahren

Durch das Betreuungsgesetz ist ein ein-
heitliches Verfahren sowohl fur die (zivil-
rechtliche) Unterbringung durch Betreu-
er wie fur die (6ffentlich-rechtliche) Unter-
bringung nach den Landesgesetzen Uber
die Unterbringung psychisch Kranker ein-
gefuhrt worden. Es gelten hier &hnliche
Grundsatze wie im Verfahren der Betreu-
erbestellung. Wird eine Unterbringung ge-
nehmigt oder vom Gericht angeordnet, so
ist die Dauer der Unterbringung auf hdchs-
tens ein Jahr, bei offensichtlich langer Un-
terbringungsbedurftigkeit auf héchstens
zwei Jahre zu befristen. Eine Verlangerung
ist méglich. Beruht die Unterbringung auf
einer einstweiligen Anordnung, so darf sie
eine Gesamtdauer von drei Monaten nicht
Uberschreiten.

Kosten des Verfahrens

Betreuungsverfahren verursachen einen
nicht unerheblichen finanziellen Aufwand.
So mussen z.B. Sachverstandigengutach-
ten, &arztliche Atteste, Reisekosten usw.
bezahlt werden (Auslagen). Ferner wird fur
das laufende Betreuungsverfahren — wie
in fast allen gerichtlichen Verfahren — als
pauschaler Ausgleich fur die Inanspruch-



nahme des Gerichts ein bestimmter Be-
trag verlangt (Gebuhren). Betreute werden
zum Ausgleich dieser Betrage nur dann he-
rangezogen, wenn ihr Vermégen nach Ab-
zug der Verbindlichkeiten mehr als 25.000
Euro betrégt. Bei der Berechnung des Ver-
mogens bleibt der Wert eines angemesse-
nen Hausgrundstlicks auBer Betracht.

Vorsorge treffen fiir den
Betreuungsfall!

Haben Sie noch Fragen?

Jeden ersten Donnerstag im Monat bie-
ten wir Burgersprechstunden an. Jeweils
in der Zeit von 15.00 bis 16.30 Uhr kénnen
Betroffene und Angehdrige direkt ihre
Fragen stellen: per Telefon unter 0180
3100 212 (0,09 Euro/min aus dem deut-
schen Festnetz, abweichende Preise fur
Mobilfunkteilnehmer).
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In dieser landesweiten Aktion stellen nrw-
direkt, das Burger- und ServiceCenter der
Landesregierung, und das Justizministe-
rium NRW die Vorsorgemoglichkeiten in
den Mittelpunkt der Beratung rund um
das Betreuungsrecht.

Auf unserer Internetseite www.justiz.nrw.
de finden Sie neben vielen nutzlichen In-
formationen zum Betreuungsrecht auch
das Muster einer Vorsorgevollmacht,
(inkl. Betreuungsverfiigung) zum Down-
load.

Informationen zur Patientenverfigung fin-
den Sie auf der Internetseite des Bundes-
ministeriums der Justiz www.bmj.bund.de.
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Vollmacht

Ich

(E-Mail)

erteile hiermit Vollmacht an

(E-Mail)

Diese Vertrauensperson wird hiermit bevollméchtigt,
mich in allen Angelegenheiten zu vertreten, die ich im
Folgenden angekreuzt oder angegeben habe. Durch
diese Vollmachtserteilung soll eine vom Gericht ange-
ordnete Betreuung vermieden werden. Die Vollmacht
bleibt daher in Kraft, wenn ich nach ihrer Errichtung
geschiiftsunfahig geworden sein sollte.

Die Vollmacht ist nur wirksam, solange die bevoll-
miichtigte Person die Vollmachtsurkunde besitzt und
bei Vornahme eines Rechtsgeschiifts die Urkunde im
Original vorlegen kann.

Gesundheitssorge/Pflegebediirftigkeit

e Sie darf in allen Angelegenheiten der Gesundheitssorge
entscheiden, ebenso iiber alle Einzelheiten einer ambu-
lanten oder (teil-)stationdren Pflege. Sie ist befugt, mei-
nen in einer Patientenverfiigung festgelegten Willen
durchzusetzen.

(1Ja ] Nein

* Sie darf insbesondere in simtliche Mallnahmen zur
Untersuchung des Gesundheitszustandes, in Heilbe-
handlungen oder &rztliche Eingriffe einwilligen, nicht
einwilligen oder eine erteilte Einwilligung widerrufen,
auch wenn die Malinahme bzw. das Unterbleiben oder
der Abbruch einer medizinisch indizierten Manahme
mit Lebensgefahr verbunden sein kdnnte oder ich einen
schweren und langer dauernden gesundheitlichen Scha-
den erleiden konnte (§ 1904 Abs. 1 und 2 BGB). Sie
darf die Einwilligung zum Unterlassen oder Beenden
lebensverlangernder Mainahmen erteilen.

[1Ja [INein

e Sie darf Krankenunterlagen einsehen und deren Heraus-
gabe an Dritte bewilligen. Ich entbinde alle mich behan-
delnden Arzte und nichtirztliches Personal gegeniiber
meiner bevollméchtigten Vertrauensperson von der
Schweigepflicht.

(1Ja [INein

e Sie darf iiber meine Unterbringung mit freiheitsentzie-
hender Wirkung (§ 1906 Abs. 1 BGB) und iiber frei-
heitsentziehende Mafinahmen (z.B. Bettgitter, Medika-
mente u.d.) in einem Heim oder in einer sonstigen
Einrichtung (§ 1906 Abs. 4 BGB) entscheiden, solange
dergleichen zu meinem Wohle erforderlich ist.

[1Ja [INein
Aufenthalt und Wohnungsangelegenheiten

e Sie darf meinen Aufenthalt bestimmen, Rechte und
Pflichten aus dem Mietvertrag iiber meine Wohnung
einschlieBlich einer Kiindigung wahrnehmen sowie
meinen Haushalt auflésen.

(1Ja ] Nein

* Sie darf einen neuen Wohnungsmietvertrag abschlielen
und kiindigen.

[1Ja [JNein

* Sie darf einen Heimvertrag abschliefen und kiindigen.
[1Ja [ I Nein

Behorden

* Sie darf mich bei Behorden, Versicherungen, Renten-
und Sozialleistungstrigern vertreten.

(1Ja [INein



Vermogenssorge

e Sie darf mein Vermdgen verwalten und hierbei alle
Rechtshandlungen und Rechtsgeschifte im In- und
Ausland vornehmen, Erkldarungen aller Art abgeben
und entgegennehmen, sowie Antréige stellen, abdndern,
zuriicknehmen,

[1Ja [ Nein
namentlich

e iiber Vermogensgegenstinde jeder Art verfiigen,
[1Ja [JNein

e Zahlungen und Wertgegenstinde annehmen,
[1Ja [INein

 Verbindlichkeiten eingehen,
[1Ja [INein

* Willenserkldrungen beziiglich meiner Konten, Depots
und Safes abgeben. Sie darf mich im Geschiftsverkehr
mit Kreditinstituten vertreten (bitte beachten Sie hierzu
auch den nachfolgenden Hinweis).

[1Ja [ Nein

Hinweis: Fiir die Vermogenssorge in Bankangelegenheiten sollten Sie auf
die von Ihrer Bank/Sparkasse angebotene Konto-/Depotvollmacht zuriick-
greifen. Diese Vollmacht berechtigt den Bevollmichtigten zur Vornahme
aller Geschifte, die mit der Konto- und Depotfiihrung in unmittelbarem Zu-
sammenhang stehen. Es werden ihm keine Befugnisse eingerdumt, die fiir
den normalen Geschiftsverkehr unnétig sind, wie z. B. der Abschluss von Fi-
nanztermingeschiften. Die Konto-Depotvollmacht sollten Sie grundsitzlich
in Threr Bank oder Sparkasse unterzeichnen; etwaige spitere Zweifel an der
Wirksamkeit der Vollmachtserteilung konnen hierdurch ausgerdumt werden.
Konnen Sie Thre Bank/Sparkasse nicht aufsuchen, wird sich im Gespréch mit
Threr Bank/Sparkasse sicher eine Losung finden.

Fiir Immobiliengeschifte, Aufnahme von Darlehen sowie fiir Handelsge-
werbe ist eine notarielle Vollmacht erforderlich!

e Schenkungen in dem Rahmen vornehmen, der einem
Betreuer rechtlich gestattet ist.

[1Ja [ Nein

* Folgende Geschiifte soll sie nicht wahrnehmen kénnen:

Post und Fernmeldeverkehr

e Sie darf die fiir mich bestimmte Post entgegennehmen
und 6ffnen sowie iiber den Fernmeldeverkehr entschei-
den. Sie darf alle hiermit zusammenhéngenden Willens-

erklarungen (z.B. Vertragsabschliisse, Kiindigungen)
abgeben.

(1Ja [ Nein

Vertretung vor Gericht

e Sie darf mich gegeniiber Gerichten vertreten sowie Pro-
zesshandlungen aller Art vornehmen.

[17Ja [ Nein
Untervollmacht

¢ Sie darf Untervollmacht erteilen.
[1Ja L] Nein

Betreuungsverfiigung
* Falls trotz dieser Vollmacht eine gesetzliche Vertretung
(,,rechtliche Betreuung”) erforderlich sein sollte, bitte

ich, die oben bezeichnete Vertrauensperson als Betreuer
zu bestellen.

[1Ja L] Nein

Geltung iiber den Tod hinaus

* Die Vollmacht gilt iiber den Tod hinaus
[1Ja []Nein

weitere Regelungen

(Unterschrift des Vollmachtnehmers/der Vollmachtnehmerin)

(Hinweis: Wegen der grundsdtzlich zu empfehlenden Registrierung der Vollmacht im Vorsorgeregister
der Bundesnotarkammer vgl. Sie bitte die Erliuterungen auf Seite 16 dieser Broschiire.)
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	13. Wer entscheidet über meine ärztliche Behandlung?
	14. Wo kann die bevollmächtigte Person Unterstützung bekommen?
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